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Liebe Mitglieder, 
mit Ihrem ersten Stein-
Scharnhorst-Forum am 2. No-
vember im Berliner Hotel Adlon 
hat die pmg ihren Fuß nach Ber-
lin gesetzt und folgt damit dem 
Vorbild zweier bekannter Nie-
dersachsen – Gerhard von 
Scharnhorst und Gerhard Schrö-
der.  
Geschichte wiederholt sich nicht. 
Und dennoch sind manche Pa-
rallelen verblüffend. Zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts hatte sich 
das friderizianische System ü-
berlebt. Man ruhte sich auf ver-
welkten Lorbeeren aus. Ein 
Neuanfang war notwendig. Und 
die preußischen Reformer hatten 
den Mut und die Weitsicht, die-
sen Prozess in Gang zu setzen – 
politisch und ökonomisch, sozial 
und militärisch. Deutschland 
steht wieder einmal vor der Not-
wendigkeit grundlegender Re-
formen. Die Konzepte und Struk-
turen, die uns im Kalten Krieg 
Sicherheit und Wohlstand ge-
bracht haben, müssen überdacht 
und überarbeitet werden. Der 
fundamentale Umbruch in allen 
Lebensbereichen zeigt Wirkung. 
Er fordert deutsche Politik her-
aus, neue Wege zu suchen und 
zu finden, die gewachsenen 
innen- und außenpolitischen, 
sicherheits- und wirtschaftspoliti-
schen Herausforderungen erfolg-
reich zu meistern.  
 
Im Preußen von 1806 machte 
eine militärische Katastrophe 
den Weg für Reformen frei – die 
vernichtende Niederlage bei 
Jena und Auerstedt im Jahr 
1806 gegen die Truppen Napo-
leons. Die Wirtschafts- und Ver-
waltungs-, Bildungs- und Hee-
resreformen tragen insbesonde-
re zwei Namen – Stein und 
Scharnhorst. Der Staatsmann 
Karl Freiherr vom und zum Stein 
wies den Deutschen – in einer 
Zeit des großen europäischen 
Umbruchs – mit weitsichtigen 
politischen Entwürfen den Weg 
in die Zukunft. Als freier, auf-
rechter Mann, ohne Macht- und 
Geltungsdrang, dem Gemein-
wohl verpflichtet, folgte er unbe-
irrbar seiner Überzeugung.  
 
Gerhard von Scharnhorst wie-
derum gelang es, die menschli-
chen Werte der Bildung, der 

individuellen Persönlichkeits-
rechte und der sittlichen Freiheit 
des Menschen mit dem in einer 
Armee erforderlichen Gehorsam 
zu vereinen. Sein Ziel war die 
Einbindung des Soldaten in 
Staat und Gesellschaft. Sein 
Werk wurde Vorbild für Selbst-
verständnis und innere Ausrich-
tung der Bundeswehr. Es be-
stimmte nicht zuletzt auch die 
Wehrstruktur unserer Streitkräfte 
- die Bundeswehr als Wehr-
pflichtarmee.  
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Im vereinten Deutschland von 
heute brauchen wir keine militä-
rischen Katastrophen als Im-
pulsgeber. Wir haben aus der 
Geschichte gelernt. In einer Zeit 
dynamischer internationaler 
Veränderungen kann Kontinuität 
allein nicht die erforderlichen 
zukunftsgerichteten Entwürfe 
sichern. Ohne neue Impulse, 
ohne Aufbruch ist Kontinuität 
Stillstand. Deshalb sind Refor-
men unverzichtbar.  
 
In Erinnerung und vor dem Maß-
stab der historisch vorbildlichen 
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Reformentwürfe von Stein und 
Scharnhorst will die Politisch-
Militärische Gesellschaft mit dem 
Stein-Scharnhorst-Forum den 
Weg Deutschlands zwischen 
Kontinuität und Aufbruch beglei-
ten – deshalb das Leitthema des 
Forums. Mit ihrem ersten Stein-
Scharnhorst-Forum ist der pmg 
ein guter Einstand in Berlin ge-
lungen. Berlin ist ohnehin die 
richtige Stadt dafür. Stein und 
Scharnhorst sind fester Bestand-
teil Berliner Geschichte. Hier 
haben sie gewirkt. Hier haben 
sie ihre Spuren hinterlassen. 
Hier hat man Ihnen Denkmäler 
gesetzt. In Berlin begegnen wir 
deutscher Geschichte im Brenn-
glas – eine Begegnung, die uns 
in ihren Höhen und Tiefen unse-
re geschichtliche Verantwortung 
für die Zukunft bewusst macht. 
Und das Hotel Adlon ist die rich-
tige Stätte für dieses Forum. 
Bereits seit seiner Gründung im 
Jahr 1907 setzt das Adlon zu-
kunftsweisende Standards. Ich 
bin überzeugt, Stein, Scharn-
horst und die "Militärische Ge-
sellschaft" hätte sich gern hier 
getroffen.  
 
Die Teilnehmer des Stein-
Scharnhost-Forums haben sich 
jedenfalls am 2. November dort 
sehr wohl gefühlt. Sie konnten 
neue Verbindungen knüpfen, die 
pmg hat neue Mitglieder und 
Interessenten gewonnen und die 
Veranstaltung hatte ein positives 
Echo in Presse, Funk und Fern-
sehen. Dies verdanken wir nicht 
zuletzt ausgezeichneten Vortra-
genden und Diskussionsbeiträ-
gen. Fazit: Berlin und die pmg 
passen zusammen. 
 

Oberst i.G. Ralph Thiele ist 
Gründungsvorsitzender der pmg 

 
 

THEMEN  
Stein-Scharnhorst-
Forum 
 
Eine Zusammenfassung von 
Major Michael Hogrebe Füh-
rungsakademie der Bundeswehr, 
Hamburg 
Unter dem Leitthema "Zwischen 
Kontinuität und Aufbruch – 

Chancen und Risiken an der 
Schwelle zu 21. Jahrhundert" 
fand am 2. November 1998 im 
Berliner Hotel ADLON das 
Stein-Scharnhorst-Forum der 
Politisch-Militärischen Gesell-
schaft e. V. statt. Mit dem Stein-
Scharnhorst-Forum begründete 
die pmg ihre Berliner Präsenz. 
Sie konnte hierzu 100 Mitglieder 
und Gäste im Berliner Hotel 
Adlon begrüßen. Die Redner- 
und Themenliste des Stein-
Scharnhorst-Forums spiegelten 
den umfassenden Ansatz der 
pmg wieder. Das Leitthema wur-
de unter politischen, militäri-
schen und wirtschaftlichen As-
pekten beleuchtet.  
 
Als erster Redner beschrieb 
General Klaus Naumann, Vor-
sitzender des NATO-Militär-
ausschusses, "Die NATO an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert". 
In seinem Beitrag (siehe S. 5 in 
dieser Ausgabe) unterstrich er 
die Bedeutung einer angemes-
senen militärischen Reaktionsfä-
higkeit der NATO als Vorausset-
zung eines präventiven, proakti-
ven Politikansatzes heraus.  
 
• Karsten Voigt (SPD), 

MdB: Perspektiven 
der euro-atlantischen 
Beziehungen 

Im Anschluss trug Karsten 
Voigt, außenpolitischer Experte 
der SPD, zu den "Perspektiven 
der euro-atlantischen Bezie-
hungen" vor. Ausgehend von 
einer Analyse der psychologi-
schen Unterschiede zwischen 
den Bündnispartnern ging er auf 
die veränderte Lage Deutsch-
lands ein und leitete Interessen 
ab. Bündnisverteidigung durch 
die NATO, so Voigt, bedeutete 
vor dem Fall der Mauer und dem 
Zusammenbruch des War-
schauer Pakts primär die Vertei-
digung der Bundesrepublik 
Deutschland. Mit den einschnei-
denden Veränderungen im geo-
strategischen Umfeld sei ein 
anderer Aspekt in den Vorder-
grund gerückt.  
 
Bündnisverteidigung bedeute 
heute zunächst bewaffnete Ein-
sätze der Bundeswehr außer-
halb des Hoheitsgebiets der 
Bundesrepublik Deutschland 

zum Schutz eines Bündnispart-
ners. Hinzu käme der Wunsch 
der europäischen Nachbarn und 
der NATO-Partner an das wie-
dervereinigte Deutschland, sei-
ne außenpolitischen Interes-
sen zu artikulieren. Deutschland 
sei im Hinblick auf seine Größe 
und Bedeutung in und für Euro-
pa zu groß, um dies unterlassen 
zu können. Die uneingeschränk-
te staatliche Souveränität sei mit 
der Verpflichtung verbunden, 
eigene Interessen zu artikulie-
ren, um diese mit den Nachbarn 
und Bündnispartnern zu harmo-
nisieren und im internationalen 
Verbund umsetzen zu können.  
 
Voigt betonte die Bedeutung und 
die Tiefe des skizzierten Wan-
dels, der seit 1990 stattgefunden 
hat. Insbesondere die politische 
Linke sei betroffen gewesen. 
Aus ihrer Historie heraus be-
trachte sie Militär eher als Ge-
fahr für die Demokratie denn 
als Gestaltungsinstrument der 
Außenpolitik. Die heutige Beja-
hung des möglichen Einsatzes 
deutscher Soldaten im Kosovo 
über alle Parteigrenzen hinweg 
belege den Umfang des Wan-
dels eindrucksvoll. Weiterhin 
führte er zu Frankreich aus, 
dass das geeinte Europa als 
Widerspruch zum französi-
schen Selbstverständnis als 
Führungsmacht in Europa 
empfunden werde. Es stelle 
somit die französische Identität 
in Frage. In der britischen 
Wahrnehmung hingegen werde 
ein vereintes Europa eher als 
Gefahr für die historische Bin-
dung an die Vereinigten Staaten 
von Amerika gesehen. Nach 
seiner Einschätzung ist eine 
europäische Synthese aus die-
sen Antithesen noch nicht ge-
funden.  
 
Voigt sagte, dass die Vereinigten 
Staaten von Amerika einen hö-
heren Verteidigungsetat haben, 
als die europäischen Staaten in 
der Summe aufbringen. Die 
Ausgaben Deutschlands für 
Verteidigung stellten gar das 
Schlusslicht in Europa dar. 
Dies wertete Voigt als krassen 
Widerspruch zur erklärten Ab-
sicht, die Europäische Union 
zum gleichwertigen europäi-
schen Pfeiler innerhalb der 
NATO auszubauen. Eine 
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Gleichwertigkeit herstellen zu 
wollen, bedeute Aufrüstung 
der Europäer, was er jedoch 
als illusorisch ansah. Uner-
reichbare deklaratorische Ziele, 
so Voigt, bedeuten Frustration. 
Als Ausweg favorisierte er die 
Integration neutraler Staaten 
sowie die konsequente Ein-
bindung Frankreichs in die 
militärischen Strukturen der 
NATO, um so den europäischen 
Pfeiler nachhaltig auszubauen 
und das von beiden Seiten ge-
wünschte Gleichgewicht herzu-
stellen.  
Bezogen auf deutsche außenpo-
litische Interessen stellte er die 
Bedeutung der NATO heraus. 
Solange die NATO bestehe und 
Deutschland fest in sie integriert 
sei, sei seine Wahrnehmung 
durch die Nachbarn als friedli-
cher Partner sichergestellt. Die 
militärische Präsenz der USA in 
Europa als Zeichen der Solidari-
tät sei allerdings Voraussetzung 
für den Erhalt der NATO und 
liege damit im originären deut-
schen Interesse. Darüber hinaus 
sei die Osterweiterung der 
NATO ebenfalls im deutschen 
Interesse, da nur durch sie die 
deutsche Zusammenarbeit so-
wohl mit Russland als auch mit 
den neuen NATO-Mitgliedern 
Polen, Ungarn und der Tsche-
chien möglich werde. Die NATO-
Osterweiterung vollende somit 
die mit der Wiedervereinigung 
begonnene Integration Deutsch-
lands in Europa.  
 
Voigt stellte im folgenden die 
zunehmende Verwundbarkeit 
von Gesellschaften dar. Er ging 
dabei auf die von General Nau-
mann dargestellten Destabilisie-
rungs- und Globalisierungsrisi-
ken ein, mit denen sich das Risi-
ko zunehmend von einer Bedro-
hung von Territorium entkoppelt 
und nicht-militärische Strukturen 
annimmt. Die hiermit verbunde-
ne Problematik der Legitimität 
militärischen Handelns ohne 
Interventionismus fokussierte er 
auf die Frage nach der Normie-
rung militärischer Gewalt in Eu-
ropa. Als Denkansatz bot er die 
Entkoppelung der Normierung 
vom Sicherheitsrat der Verein-
ten Nationen an. Die Organisa-
tion für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa 

(OSZE) könne die Normierung 
wahrnehmen.  
In diesem Zusammenhang ver-
wies er auf die notwendig wer-
dende Erweiterung des Völker-
rechts und die damit verbunde-
nen Schwierigkeiten. Abschlie-
ßend verwies Voigt auf Wirt-
schaft und Kultur als mögliche 
künftige Spannungsfelder zwi-
schen Amerika und Europa. So 
könnten beispielsweise die un-
terschiedlichen Auffassungen 
über den Begriff der Freiheit im 
Internet oder Spannungen zwi-
schen den Währungsblöcken 
Dollar und Euro die Beziehungen 
nachhaltig belasten. Um diese 
zu Spannungen auflösen zu 
können sei eine Veränderung 
der politischen Kultur in Deutsch-
land und Europa erforderlich. In 
der folgenden Aussprache wurde 
der dargestellte Vorschlag zur 
Weiterentwicklung des Völker-
rechts und zur Normierung des 
Einsatzes militärischer Gewalt 
kontrovers diskutiert. In diesem 
Zusammenhang wies Voigt auf 
die Diskrepanz zwischen der 
prinzipiellen Gleichheit der Staa-
ten vor dem Völkerrecht und der 
höchst unterschiedlichen politi-
schen Macht derselben Staaten 
hin. Die NATO-Osterweiterung 
vollende somit die mit der Wie-
dervereinigung begonnene In-
tegration Deutschlands in Euro-
pa.  
 
• Wolfgang Piller, Vor-

stand DASA: Strategi-
sche Neuordnung der 
europäischen Luft- 
und Raumfahrtindust-
rie 

Als dritter Redner sprach Dr. 
Wolfgang Piller, Vorstand 
DASA Außenbeziehungen, zur 
"Strategischen Neuausrich-
tung der europäischen Luft- 
und Raumfahrtindustrie". Piller 
unterstrich zunächst die Bedeu-
tung der Luft- und Raumfahrtin-
dustrie (LRI) als politische In-
dustrie. Eine Technologielücke 
im Bereich der LRI hätte strate-
gische Konsequenzen. Insbe-
sondere die Kooperationsfähig-
keit der NATO-Mitglieder hänge 
langfristig von der wehrtechni-
schen Äquivalenz des europäi-
schen und transatlantischen 

Pfeilers ab. Dies erfordere je-
doch eine Bündelung der Kräfte 
zur Überwindung der Fragmen-
tierung der europäischen LRI. 
Das DASA-Vorstandsmitglied 
bezeichnete in diesem Zusam-
menhang die Zusammenfüh-
rung der nationalen Märkte 
Europas insbesondere im Be-
reich der Beschaffung von wehr-
technischen Gütern als Grund-
voraussetzung für das Überle-
ben der europäischen Luft- 
und Raumfahrtindustrie.  
 
Als Kriterien für die Zielstruktur 
der europäischen LRI nannte 
Piller zunächst eine echte Part-
nerschaft, die sowohl gleichbe-
rechtigte industrielle Führung als 
auch gleichberechtigte politische 
Einflussnahme sicherstellt. Dar-
über hinaus sei die privatwirt-
schaftliche Orientierung, die 
einen Zusammenschluss von 
Firmen gleicher Interessen ga-
rantiert, von herausragender 
Bedeutung. Piller betonte, dass 
im Prozess der Restrukturierung 
der LRI hauptsächlich Frank-
reich, Großbritannien und 
Deutschland eine Schlüssel-
rolle zukomme. Diese drei 
Länder verfügen über die 
größten europäischen Märkte 
und bilden den Nukleus der 
westeuropäischen LRI. Es sei 
von grundsätzlicher Bedeutung, 
so Piller, dass dieser Nukleus 
erhalten bleibe. Bilaterale Lö-
sungen bergen die Gefahr in 
sich, dass die ausgeschlossene 
dritte Partei gezwungen wäre, 
nach exklusiven Kooperationen 
mit amerikanischen Unterneh-
men zu suchen. Es sei daher 
ideal, wenn eine multinationale 
Europäisierung von Anfang an 
erreicht werden könne.  
 
Piller wies zudem darauf hin, 
dass derzeit die Unternehmen 
der Verteidigungsindustrie vor-
nehmlich den eigenen nationalen 
Markt belieferten. Der amerika-
nischen Industrie stehe hier der 
mit Abstand größte eigene Markt 
zur Verfügung; der Verteidi-
gungsetat der USA betrage das 
Dreifache des deutschen, briti-
schen und französischen zu-
sammen. Auch auf den unter 
dem Gesichtspunkt schrumpfen-
der nationaler Verteidigungs-
budgets immer wichtiger wer-
denden Exportmärkten über-
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nähmen die Amerikaner, so Pil-
ler, die Spitzenposition mit über 
50 Prozent Marktanteil. 
 
Im weltweiten Wettbewerb 
seien die Amerikaner derzeit 
klar überlegen. Als Gründe 
dafür nannte er die Umstrukturie-
rung der amerikanischen Luft-
fahrtindustrie auf nur noch drei 
bestimmende Firmen: Boeing-
McDonnell Douglas, Lockheed 
Martin und Raytheon. Boeing 
habe zudem seit der Fusion mit 
McDonnell Douglas gegenüber 
Airbus den gravierenden Wett-
bewerbsvorteil, zivile sowie mili-
tärische Aktivitäten unter einem 
Dach vereinen zu können. So 
stammten 50 Prozent des Um-
satzvolumens bei Boeing aus 
staatlichen Aufträgen. Dies sei 
soviel wie der gesamte deutsche 
Verteidigungshaushalt. Piller 
sprach sich mit Blick auf diese 
Wettbewerbs- und Marktsituation 
für eine enge Zusammenarbeit 
von Politik und Industrie bei der 
Neustrukturierung der europäi-
schen Märkte und Unterneh-
mensstrukturen aus.  
 
Abschließend skizzierte er das 
Modell der European Aero-
space Defence Company 
(EADC) als seitens der DASA 
präferierte Option. In diesem 
Zusammenhang stellte Piller im 
Hinblick auf die EADC noch 
einmal die Bedeutung der Ho-
mogenität sowohl der Eigentü-
mer als auch der Nachfrager 
heraus. Weiterhin, so Piller, sei 
eine klare Trennung der Eigen-
tümer- und Nachfrage-Sphäre 
sowie deren Äquidistanz zur 
EADC von essentieller Bedeu-
tung. 
 
Mit dem Stein-Scharnhorst-
Forum gelang der pmg ein vor-
züglicher Einstand in Berlin. 
Nicht nur die Qualität dieser 
Veranstaltung überzeugte. 
Zugleich wurden neue Verbin-
dungen geknüpft und neue Mit-
glieder gewonnen. Als Forum für 
einen ressortübergreifenden, 
strategischen Diskurs gehören 
diese Veranstaltung und diese 
Gesellschaft in die deutsche 
Hauptstadt – das urteilten nicht 
nur die Berliner Gäste dieser 
Veranstaltung. 
 
 

THEMEN  
Die NATO an der 
Schwelle zum 21. 
Jahrhundert  
Von General Klaus Naumann, 
Vorsitzender des NATO-
Militärausschusses 
 
Danke für die Einladung nach 
Berlin und die Gelegenheit, heu-
te vor der noch jungen Politisch-
Militärischen Gesellschaft auf 
Ihrer ersten Konferenz einen 
Vortrag zu halten. Sie hätten 
sich keinen besseren Tagungs-
ort aussuchen können, denn die 
militärische Gesellschaft, die Sie 
in zeitgemäßer Form wieder 
aufleben lassen wollen, war ja 
1801 in Berlin von Gerhard von 
Scharnhorst, einem großen Re-
former deutscher Geschichte, 
gegründet worden.  
 
Scharnhorst, der die Kriegsschu-
le 1810 durchaus als Parallelor-
ganisation zu der von Wilhelm 
von Humboldt geschaffenen 
Berliner Universität gründete, hat 
in der damaligen Zeit eine we-
sentliche Voraussetzung ge-
schaffen, die Professionalisie-
rung des militärischen Berufs mit 
dem neuhumanistischen Bil-
dungsideal zu verknüpfen. 
Scharnhorst drückte dies in der 
Zirkularverordnung in Berlin 
1810 folgendermaßen aus: "Ob-
gleich darin daraufhin gewirkt, 
dem Zöglinge solche spezielle 
Kenntnisse und Fertigkeiten 
beizubringen, die seiner beson-
deren Bestimmung entsprechen, 
so wird doch zugleich eine große 
Aufmerksamkeit darauf verwen-
det, mit dem Lernen einen kräfti-
gen Gebrauch des Denkvermö-
gens zu verbinden und die Aus-
bildung des Verstandes und der 
Urteilskraft als die Hauptsache 
zu betrachten." Schön, dass Sie 
sich in diesem Sinne verwenden 
wollen.  
Mit meinem heutigen Thema 
"Die NATO an der Schwelle zum 
21. Jahrhundert" möchte ich die 
Gelegenheit nutzen, die NATO 
als für uns auch in Zukunft un-
verzichtbares Sicherheitsinstru-
ment in Europa vorzustellen. Ich 
werde eine kurze Lageanalyse 
vornehmen und daraus vier 

Grundpfeiler unserer zukünfti-
gen Risikovorsorge entwickeln.  
Die NATO wird im April nächsten 
Jahres 50 Jahre alt. Sie war für 
ein halbes Jahrhundert der Ga-
rant für Frieden und Stabilität in 
Europa, und sie bot den Schutz, 
der unserer Region wachsenden 
Wohlstand und Wohlergehen 
seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges bescherte. In dieser 
Zeit hat sich die Allianz ständig 
den sich ändernden sicherheits-
politischen Rahmenbedingen in 
Europa angepasst. Etwa im 
Rhythmus von Dekaden änderte 
sich Strategie und Grundausrich-
tung dieses Verbundes von zu-
nächst 12, inzwischen 16 und 
nun bald 19 souveränen, demo-
kratischen Staaten. Es bedarf 
keiner seherischen Fähigkeiten 
um vorherzusagen, dass die 
NATO sich auch weiter ändern 
wird, um den sich ständig verän-
dernden Herausforderungen in 
der sicherheitspolitischen Land-
schaft so anzupassen, dass 
weiterhin Frieden und Stabilität 
in der europäisch-atlantischen 
Zone gewährleistet ist. Eine 
grundlegende Veränderung al-
lerdings hat die NATO bereits 
vollzogen: sie hat hier in Berlin 
im Juni 1996 ihr Auftrags-
spektrum über kollektive Ver-
teidigung hinaus um Krisen-
bewältigung und Projektion 
von Stabilität erweitert. Sie 
wurde damit zum einzig hand-
lungsfähigen Eckpfeiler von 
Stabilität in Europa. 
Ich will nun in meinem Vortrag 
diese Herausforderungen der 
Zukunft skizzieren, dies sozusa-
gen in einer projizierten Lage-
darstellung, um danach Grundli-
nien zu beschreiben, an denen 
sich vorhersehbar die NATO 
weiterentwickeln könnte. Zuge-
geben, die NATO betrachtet 
kein Land als Feind und zur 
Zeit kann niemand die NATO 
bedrohen. Dennoch, alle Staa-
ten, nicht nur die NATO-
Nationen leben alle in einer Welt, 
die keineswegs frei von Risiken 
und Gefahren ist. Dies wird auch 
für die vorhersehbare Zukunft so 
bleiben. Allein deshalb muss 
kollektive Verteidigung die 
Kernaufgabe der Allianz blei-
ben. Es muss dabei bleiben, 
dass eine Bedrohung für ein 
NATO-Land eine Bedrohung 
aller NATO-Staaten ist. Kollekti-
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ve Verteidigung bedeutet unter 
solchen Umständen nicht nur, 
ein vergleichsweise kosten-
günstiges Schutzschild bereit-
zustellen, sondern auch, was 
noch viel wichtiger ist, Rückfälle 
in nationale Verteidigung zu 
verhindern und Solidarität zu 
fördern. Vor dem Hintergrund 
der Tragik europäischer Ge-
schichte dieses Jahrhunderts, in 
der  
überzogener Nationalismus einer 
der Gründe war, die zu Kriegen 
führten, betrachte ich kollektive 
Verteidigung als substantiellen 
und erhaltenswerten Beitrag zur 
Stabilität Europas.  
 
Dennoch, die Frage ist berech-
tigt, wo gegen wir uns schützen 
und welchen Herausforderungen 
und Gefahren wir gemeinsam in 
der Zukunft ausgesetzt sein 
könnten. Ich unterscheide hier 4 
Risikokategorien, die auch in der 
vorhersehbaren Zukunft ihre 
Relevanz behalten werden: 
 
Das militärische  
Restrisiko 
Es existieren nach wie vor nicht 
unerhebliche militärische Kapazi-
täten in Europa, die für einzelne 
Staaten ein hypothetisches Risi-
ko darstellen können. Hypothe-
tisch deshalb, weil ein politischer 
Wille diese Potentiale gegen 
einander einzusetzen zur Zeit 
nicht erkennbar ist. Doch wie wir 
alle wissen, kann sich politi-
scher Wille recht kurzfristig 
ändern.  
Auch wenn zur Zeit nicht be-
droht, wäre der Abbau von 
Streitkräften unter das für eine 
angemessene Reaktion notwen-
dige Maß falsch, da ein Aufbau 
in der Krise unmöglich sein wird. 
Wer so vorgeht, schränkt Hand-
lungsfähigkeit ein und wird au-
ßenpolitisch abhängig. Aufgabe 
der Politik bleibt es, dafür zu 
sorgen, dass Krieg kein Mittel 
der Politik ist. Eines der Instru-
mente, dies zu erreichen, ist in 
einer Welt, in der unverändert 
Krieg geführt wird, das Militär, 
das auf das Unerwartete vorbe-
reitet sein muss, wenn die Streit-
kräfte ihre Aufgabe, Bürger, 
Land und Bündnis zu schützen, 
ernst nehmen.  
 

Transparenz der noch verblei-
benden militärischen Kapazitä-
ten, der bewusste Verzicht auf 
die Fähigkeit zu strategischer 
Überraschung und der Abbau 
der Streitkräftepotentiale, die zur 
Inbesitznahme von Territorien 
geeignet sind, sind wesentlicher 
Bestandteil eines europäischen 
Sicherheitskonzepts. Kein Land 
in Europa ist nunmehr zu 
raumgreifenden Operationen 
in der Lage. Dennoch hat sich 
nach einem Bericht des Stock-
holmer Friedensinstituts von 
Mitte diesem Jahres der weltweit 
beobachtete Prozess der Ab-
rüstung deutlich verlangsamt. 
Regional waren sogar Aufrüs-
tungstendenzen erkennbar. Nur 
die Wirtschaftskrise in Südost-
asien hat den Aufrüstungstrend 
von durchschnittlich 25% in den 
letzten zehn Jahren gestoppt. 
Auch im Nahen und Mittleren 
Osten war bisher eine Steige-
rung der Militärhaushalte zu 
verzeichnen. Sie sehen, die 
militärischen Potentiale sind 
weiterhin vorhanden. Es ist des-
halb um so wichtiger, diese Mit-
tel durch Prozesse der Vertrau-
ensbildung und Kooperation 
nicht zu einem Mittel der Politik 
werden zu lassen.  
 
Lassen Sie mich unter dieser 
Risikokategorie konkret etwas zu 
Russland sagen. Ich will hier 
nicht in alte Konfrontationsmus-
ter verfallen, im Gegenteil, wir 
wollen Sicherheit in Europa mit 
und nicht gegen Russland im 
Dialog gestalten, damit Transpa-
renz und Vertrauen gefördert 
werden. Russland verfügt je-
doch noch immer über ein 
größeres militärisches Poten-
tial als jeder andere Staat in 
Europa und vor allem über ein 
weiterhin einsatzfähiges Nuk-
learpotential. Weil wir Sicher-
heit mit Russland suchen, müs-
sen wir nüchtern und ohne 
Emotionen beurteilen, wie es 
bei unserem Sicherheitspartner 
aussieht. Russland ist in einem 
Wandel wie er tiefgreifender 
nicht sein könnte. Es versucht, 
aus dem Feudalismus in einem 
Sprung in die Demokratie zu 
gelangen, obwohl dieser riesige 
Vielvölkerstaat keinerlei demo-
kratische Erfahrung hat und die 
philosophische Grundlage der 
Demokratie, das Menschenbild 

der Aufklärung, in Russland nie 
Fuß fassen konnte. Gleichzeitig 
wird das Wirtschaftssystem radi-
kal umgekrempelt. Diese Trans-
formation hat durchaus Ähnlich-
keit mit den nationalen Anstren-
gungen im Osten Deutschlands, 
nur erfolgt sie im Gegensatz zu 
dort ohne demokratische Erfah-
rungen und ohne jegliche finan-
zielle Abfederung. Wie lange 
dieser Prozess noch dauern 
wird ist ungewiss, auch sein 
Ergebnis ist noch offen. Ge-
genwärtig ist weder die Wirt-
schaft gesund, noch kann man 
von einer gefestigten Demo-
kratie sprechen. Das Land ist 
in einem Zustand anhaltender 
Instabilität, und das allein be-
deutet Unsicherheit. Dies ist in 
unserer Sicherheitsanalyse zu 
berücksichtigen, deshalb ist 
Restabsicherung notwendig und 
zugleich Kooperation mit Russ-
land unverzichtbar.  
 
Das Proliferationsrisiko 
Das zweite Risiko, das an Be-
deutung gewinnen wird, ist das 
der Proliferation von Waffen, 
insbesondere im Bereich der 
Trägertechnologie und der 
Massenvernichtungsmittel. 
Selbst in unseren Augen auch 
weniger entwickelte Ländern 
besitzen in der Zwischenzeit 
Trägermittel von circa 1500 Ki-
lometern Reichweite. Die Zahl 
der Länder, die solche Waffen 
produzieren können, wird immer 
größer. Es ist also nur noch eine 
Frage der Zeit, bis auch Mitteleu-
ropa im Wirkungskreis von Ra-
keten liegen wird, die außerhalb 
von Europa gestartet werden 
können. Derzeit gehen wir davon 
aus, dass um das Jahr 2010 
nahezu ganz Europa im Wir-
kungsbereich solcher Flug-
körper liegen wird. Bisher haben 
wir mit dem Begriff "Massenver-
nichtungsmittel" Atomwaffen 
verbunden. Dies ist zunehmend 
irreführend. Moderne B-
Kampfmittel sind in ihrer Wir-
kung den Atomwaffen ziemlich 
ebenbürtig und bedürfen bei 
weitem nicht eines so hohen 
technologischen Aufwandes, 
während C-Waffen eher takti-
sche Bedeutung haben. Diese 
Kampfmittel sind verfügbar, oder 
leicht herstellbar, und stellen 
damit eine potentielle Bedrohung 
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dar. Länder außerhalb Europas 
rüsten mit diesen Waffen auf. 
Die Nuklearwaffentests in Indien 
und Pakistan beweisen, dass 
Staaten bereit sind, ohne 
Rücksicht auf ihre kranken 
Wirtschaften militärische Po-
tentiale aufzubauen, die in der 
Lage sind, ganze Regionen zu 
destabilisieren. Länder wie der 
Irak wählen einen billigeren Weg 
und produzierten Nervenkampf-
stoffe und biologische Kampf-
stoffe in erheblichem Maße. So 
wurden bei dortigen Überprüfun-
gen fast 4 Tonnen Nerven-
kampfstoff gefunden, wobei a-
merikanische Schätzungen von 
mindestens 20 Tonnen ausge-
hen. Und obwohl Saddam Hus-
sein behauptete, kein biologi-
sches Waffenprogramme zu 
verfolgen, wurden nach dem 
Golfkrieg fast 8000 Liter Antrax 
gefunden, von denen etwas 
mehr als 100 Liter genügen, um 
die Bevölkerung einer Stadt wie 
Berlin binnen 12 Tagen weitge-
hend zu dezimieren.  
 
Die Verfügbarkeit von Trägermit-
teln immer größerer Reichweite 
und die relativ einfache Zugäng-
lichkeit zu modernen Massen-
vernichtungsmitteln erhöht lang-
fristig unser Sicherheitsrisiko. Es 
bedarf unserer ständigen Analy-
se, denn in unserer gegenseitig 
abhängigen Welt, die unter dem 
Schlagwort "Globalisierung" 
charakterisiert wird, können 
selbst regionale Risiken sich auf 
unsere Sicherheitssituation in 
Europe auswirken.  
 
Das Destabilisierungs-
risiko 
Ein drittes Risiko ergibt sich aus 
ethnischen und religiösen 
Spannungen, wie wir sie ken-
nen und leider in Europa sehen. 
Bosnien, Kosovo, Albanien 
stehen hierfür als Beispiel. Wir 
müssen uns fragen lassen, ob in 
Zukunft unser Ordnungsprinzip, 
das sich im wesentlichen auf die 
Anerkennung des Nationalstaa-
tes als Hüter einer Ordnung 
verständigt hat, in einer Zukunft, 
in der nationale Grenzen eine 
immer geringere Rolle spielen 
werden, noch Bestand haben 
kann. Die Krise auf dem Balkan 
zeigt uns auch, dass wir unser 

bisheriges internationales 
Rechtsverständnis einer harten 
Prüfung unterziehen müssen, 
wenn wir Verbrechen an der 
Menschheit verhindern wollen, 
aber die Handlungsfähigkeit des 
UN Sicherheitsrates blockiert 
wird.  
 
Wir müssen auch darüber 
nachdenken, ob und bis zu 
welcher Entfernung wir Kon-
flikten zusehen wollen, ob-
wohl wir wissen, dass auch 
wir früher oder später von 
diesen Konflikten betroffen 
sein werden. Noch haben wir 
keine Antwort auf diese Prob-
leme, aber wir werden sie finden 
müssen, wenn wir eine glaubhaf-
te Konfliktverhinderung anstre-
ben. Wir werden sie multinatio-
nal finden müssen, ohne deshalb 
globaler Polizist zu werden, denn 
ein unilaterales Eingreifen würde 
berechtigterweise als Interventi-
onismus gebrandmarkt werden. 
Aber wir müssen auch einräu-
men, dass in den meisten hier 
denkbaren Konflikten militärische 
Mittel vielfach nicht die ange-
messenen Mittel sind, sie immer 
nur das letzte Mittel sein können 
und auf der Basis einer ausrei-
chenden Rechtsgrundlage ein-
gesetzt werden müssen. Die 
NATO, auch wenn sie der Anker 
der Stabilität in der europäisch-
atlantischen Region ist, wird es 
nicht allein mit allen solchen 
Problemen aufnehmen können. 
Schon allein deshalb brauchen 
wir eine effektive Sicherheitsar-
chitektur von Institutionen wie 
UN, OSZE, G 7, EU und NATO, 
die kooperieren, um Frieden und 
Stabilität in Europa zu erreichen.  
 
Das Globalisierungs-
risiko 
Die vierte Risikokategorie ist 
gekennzeichnet durch die zu-
nehmende Irrelevanz national-
staatlicher Sicherheitskonzep-
te und durch die zunehmende 
Bedeutungslosigkeit nationaler 
Grenzen in der Sicherheitspolitik. 
Immer mehr Akteure auf der 
internationalen Ebene sind nicht 
Nationalstaaten oder Staatenge-
bilde. Weltweit agierende Unter-
nehmen und 24-Stunden am Tag 
verfügbare Finanzmärkte verän-
dern die Welt, in der wir leben. 

So müssen wir zum Beispiel zur 
Kenntnis nehmen, dass jedes 
der zehn größten europäischen 
Unternehmen im Jahr mehr Um-
satz macht als jedes neue Mit-
glied der NATO an Staatshaus-
halt verfügbar hat. Hinzu kommt 
die besorgniserregende Entwick-
lung internationaler Kriminalität 
und des Terrorismus.  
Dies ist ein heute bereits augen-
scheinliches Risiko, das mit der 
Zeit noch gefährlicher werden 
wird, denn moderne Kommuni-
kation und freier Zugang zu 
internationalen Märkten ver-
schaffen der Kriminalität und 
dem Terrorismus in ungeahn-
tem Maße Zugang zu Kriegs-
waffen. Das internationale Ge-
waltmonopol von Streitkräften 
scheint zu brechen. Es ist nicht 
länger Fiktion, nicht-staatliche 
Akteure, d.h. Kriminelle, als Aus-
führende für Kriegshandlungen 
zu sehen. Auch dies ist ein Risi-
ko für alle, auf das die NATO 
bisher keine Antwort hat. Wir 
wissen, dass wir Antworten fin-
den müssen, dass wir uns die-
sen Aufgaben stellen müssen, 
auch wenn in den meisten 
NATO-Ländern solche Risiken 
eher den Polizeiaufgaben zuge-
ordnet werden, auch wenn diese 
Polizei für solche Einsätze weder 
ausgerüstet noch ausgebildet ist.  
 
Mit der Globalisierung einher 
geht auch eine technologische 
Revolution, in der ich nicht nur 
Chance sondern auch Risiko 
sehe. So sind Spezialkräfte nun 
in der Lage, Viren in Informati-
onssysteme einzubringen, sensi-
tive Informationen abzufangen, 
Befehle zu widerrufen, falsche 
Nachrichten zu erzeugen, unge-
naue Daten abzuliefern oder 
Identifizierungssysteme außer 
Kraft zu setzen. Darüber hinaus 
muss nicht unbedingt das Militär 
das Ziel eines solchen Angriffs 
sein. Stellen Sie sich für einen 
Moment vor, was es für die mo-
derne Infrastruktur wie zum Bei-
spiel das Bankensystem, das 
Energieversorgungssystem 
und andere Schlüsselversor-
gungssysteme eines Staates 
bedeuten könnte, wenn diese 
zusammen brechen würden. Die 
Globalisierung bedeutet im Be-
reich Sicherheit, dass ein Angrei-
fer wesentlich schwerer identifi-
ziert werden könnte, dass poten-
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tiell für unsere Gesellschaften 
unverzichtbare Systeme zu leicht 
verwundbaren Zielen werden 
könnten, und die derzeitige In-
terpretation internationalen 
Rechts und auch die Eignung 
der uns derzeit zur Verfügung 
stehenden Mittel uns einem An-
greifer schutzlos ausliefern könn-
te. Ich glaube, die NATO-
Nationen müssen in der Lage 
sein, solchen Risiken in der Zu-
kunft zu begegnen.  
 
Kein Zweifel, wir sind mit neuen 
Risiken konfrontiert, wir müssen 
eine Antwort auf diese neuen 
Risiken finden. Natürlich kann, 
will und soll die NATO nicht 
alle diese neuen Gefahren 
bekämpfen. Aber die NATO hat 
ein einzigartigen Vorteil: – sie ist 
ein Forum für Konsultation und 
Koordination, ein Forum, in dem 
vor allem beraten wird, wie man 
vorbeugend Krisen verhindern 
kann, in dem man die Ursachen 
von Konflikten bekämpft, und, 
das macht sie einzigartig, sie hat 
gleichzeitig die Mittel, eigenstän-
dig zu handeln. Wer dieses 
Bündnis, das einzig funktions-
fähige Sicherheitsinstrument 
in Europa, auflösen will, hat 
entweder von den Realitäten 
unserer Welt keine Ahnung 
oder schert sich nicht um die 
Sicherheit der Bürger auch 
unseres Landes. Er ist auch 
bereit, das Prinzip der Solida-
rität, das ein Erfolgsrezept der 
NATO in den letzten 50 Jahren 
war, unter Inkaufnahme der 
Renationalisierung aufzu-
geben.  
 
Lassen Sie mich mit diesem 
nüchternen Blick auf die Risiken 
mit einer insgesamt doch zuver-
sichtlichen Feststellung ab-
schließen: wir haben den Zu-
stand ewigen Friedens noch 
nicht erreicht, doch uns, die 
NATO-Staaten, kann niemand 
existenzgefährdend bedrohen. 
Wir sehen keinen Staat als Geg-
ner an, aber wir leben in einer 
Welt voller Ungewissheit, voller 
noch nicht abgeschlossener 
Prozesse, deren Ausgang nur 
schwer vorhersehbar ist. Sicher-
heitsvorsorge ist daher unverän-
dert geboten.  
 
Eine solche Sicherheitsvorsorge 
muss sich an über den Tag hin-

aus geltenden Grundlinien orien-
tieren, von denen ich vier he-
rausgreifen möchte: 
 
Wir müssen die transatlanti-
sche Sicherheitspartnerschaft 
festigen und vertiefen. Die 
USA sind die einzig verbliebene 
Weltmacht. Die USA beweist 
ihre Solidarität mit Europa. Sie 
hat weiterhin Streitkräfte in er-
heblichem Umfang hier statio-
niert. Niemand ist für absehbare 
Zeit in der Lage, einen auch nur 
annähernd gleich bedeutsamen 
Beitrag zu leisten. Es gibt in der 
vorhersehbaren Zukunft keine 
Sicherheit in und für Europa 
ohne die USA. Das beste und 
letztlich wohl einzig wirksame 
Instrument, die USA an Europa 
gebunden zu halten, ist die 
NATO. Über dieses Bündnis 
erhält die USA die Möglichkeit 
der Mitgestaltung in Europa, und 
wir Europäer erhalten damit die 
Garantie einer Rückversiche-
rung. Ein solcher Zustand ist 
jedoch kein Selbstläufer. Die 
Attraktivität des Bündnisses für 
die USA liegt darin, dass es in 
der Lage ist, in Europa und sei-
nem Umfeld stabilisierend zu 
wirken. Das ist für eine globale 
Seemacht, die eine sichere 
europäische Gegenküste 
braucht, nicht nur aus Si-
cherheits- sondern auch aus 
wirtschaftspolitischen Gründen 
wichtig. Die USA werden sich 
um so stärker an Europa ge-
bunden fühlen, je stärker die-
ses Europa ist. Ein zunehmen-
des Gefälle in Handlungsfähig-
keit und Technologie zwischen 
den USA und Europa darf es 
nicht geben. Wir müssen alles 
daran setzen, für die USA ein 
gleichberechtigter Partner zu 
bleiben. Das aber können wir 
nur, wenn Europa mit einer Zun-
ge spricht. Das Engagement der 
Amerikaner in Europa sichern 
wir dadurch, dass wir ein attrak-
tiver, zur Risiko- und Lastentei-
lung bereiter Partner bleiben, der 
die NATO als das Forum sicher-
heitspolitischer Konsultation und 
das Instrument gemeinsamer 
Handlung nutzt. Dies nützt bei-
den Seiten, denn so wie es für 
Europa keine Sicherheit ohne 
die USA gibt, so gibt es keine 
unanfechtbare globale Rolle für 
die USA ohne Europa. 
 

Wir müssen mit Russland ins 
Reine kommen. Ein weiterer 
Sicherheitspartner in Europa ist 
die kontinentale Landmacht 
Russland, die sich derzeit in 
einem Rollenwechsel befindet. 
Russland hat von seinem Welt-
machtstatus nur noch die Nukle-
arwaffen behalten, kann und will 
jedoch noch nicht wahrhaben, 
dass es nur noch eines von 
mehreren regionalen Zentren 
darstellt. Dieser Vielvölkerstaat 
kämpft mit eigenen wirtschaftli-
chen und sozialen Problemen 
erheblichen Umfangs. Die NATO 
hat nach dem Zusammenbruch 
des Eisernen Vorhangs die Hand 
zur Partnerschaft gereicht und 
die Beziehungen zu Russland 
ständig weiter entwickelt. Der 
ständige NATO-Russland Rat, 
aber auch die Vereinbarung mit 
der Ukraine, gibt Russland wie 
der Ukraine die Möglichkeit, mit 
der NATO in nahezu allen si-
cherheitsrelevanten Fragen zu 
konsultieren, aber nicht mit zu 
entscheiden. Gegebenenfalls 
kann sogar gemeinsames Han-
deln beschlossen werden. Der 
NATO-Russland Rat könnte sich 
zu dem Instrument entwickeln, 
das verhindert, dass die Unsi-
cherheit in Russland zu Ängsten 
bei seinen Nachbarn führt. Er 
könnte auch dazu dienen, 
Transparenz und Vertrauen zu 
fördern und damit die Ängste der 
Nachbarn von Russland zu re-
duzieren. 
 
Wir wollen durch Offenheit 
das in Russland verbreitete 
Zerrbild der NATO als das 
eines aggressiven Militär-
bündnisses zerreißen und 
echte Partnerschaft anbieten. 
Dies ist ein Ansatz, ein Versuch, 
mit dem noch immer alle europä-
ischen Dimensionen sprengen-
den Riesen Russland ins Reine 
zu kommen und Sicherheit mit-
einander zu erreichen. Wir wol-
len Sicherheit mit und nicht ge-
gen Russland erreichen. Wir 
wollen Zusammenarbeit, aber 
wir sind nicht bereit, unsere Ver-
pflichtung auf den Schutz der 
Menschenrechte dem Verhältnis 
zu Russland zu opfern. Deswe-
gen haben wir trotz drohender 
Töne aus Moskau im Fall Koso-
vo gehandelt, nachdem alle Ver-
suche, Russland zu gemeinsa-
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mem Handeln zu bewegen, ge-
scheitert waren.  
 
Wir dürfen keine neuen Kon-
frontationsmuster in Europa 
und seiner Peripherie auf-
kommen lassen. Die zuneh-
mende Globalisierung wird es in 
Zukunft nicht mehr erlauben, 
Sicherheit geographisch zu defi-
nieren. Entfernungen spielen 
eine immer geringere Rolle, 
Grenzen können immer leichter 
überwunden werden. Wir müs-
sen die Chance ergreifen, in 
Europa und seiner Peripherie 
keine neuen Konfrontationsmus-
ter mehr aufkommen zu lassen. 
Es kann in der notwendigen 
Sicherheitsvorsorge nicht darum 
gehen, den Eisernen Vorhang 
der Nachkriegszeit weiter in den 
Osten oder tiefer in den Süden 
zu verschieben. Kooperation und 
Vertrauensbildung im Dialog 
muss zunehmend gegenseitige 
Kontrolle ersetzen. Mit dem eu-
ropäisch-atlantischen Partner-
schaftsrat hat die NATO ein 
einen großen Teil der nördlichen 
Erdhälfte umfassendes gemein-
sames Forum für Sicherheitsfra-
gen entwickelt, das jedem Part-
nerstaat ermöglicht, Bedenken 
zur Sprache zu bringen, auf 
Abhilfe zu drängen und gegebe-
nenfalls gemeinsames Handeln 
zu fördern.  
 
In geringerem Maße institutiona-
lisiert, aber nicht weniger wichtig, 
ist die Mittelmeerinitiative der 
NATO. Sie macht deutlich, dass 
die NATO über Dialog dazu bei-
tragen will, Sorgen und Ängste 
zu zerstreuen und Wege zu su-
chen, wie man den Ländern an 
der Peripherie der NATO, aber 
auch in ihrem Interessenbereich, 
gemeinsame Sicherheit errei-
chen kann. 
 
Die Tatsache, dass die NATO 
auch künftig für neue Mitglie-
der offen sein wird, ist ein 
weiterer Beitrag, Konfrontati-
on zu vermeiden. Natürlich 
kann nicht jedem Beitrittsaspi-
ranten gleichzeitig die Mitglied-
schaft gewährt werden, aber der 
NATO Gipfel im Frühjahr 1999 
wird sich zum Prozess der 
NATO-Öffnung unmissverständ-
lich bekennen. Allein die Chance 
auf einen NATO-Beitritt hat in 
vielen Ländern Demokratisie-

rungsprozesse beschleunigt und 
zu einer Aussöhnung mit den 
Nachbarn beigetragen. Es gilt, 
diesen Prozess weiterhin zu 
fördern, gleichzeitig aber das 
Bündnis leistungsfähig zu erhal-
ten. Falsche Weichenstellungen 
könnten die Leistungsfähigkeit 
beeinträchtigen und damit die 
Handlungsfähigkeit der Allianz 
aushöhlen.  
 
Regionale Sicherheitskoopera-
tion könnte in diesem Ansatz 
eine unterstützende Rolle spie-
len, solange eine solche Koope-
ration nicht zu Zonen unter-
schiedlicher Sicherheit führt. 
Sicherheitsvorsorge muss part-
nerschaftlich bleiben und darf 
nicht konfrontativ aufgebaut 
werden. Abbau von Konfrontati-
on erfordert ein klares Bekennt-
nis zu einer gemeinsam verant-
worteten Sicherheit, in der militä-
rische Fähigkeiten eine langfris-
tig zunehmend geringere Rolle 
spielen könnten. Ein Verzicht auf 
militärische Fähigkeiten ist je-
doch zur Zeit nicht vorstellbar, im 
Gegenteil. Auch hierfür sind 
Kosovo und Bosnien der beste 
Beweis. Ohne die Androhung 
von Gewalt würde im Kosovo 
immer noch geschossen, gäbe 
es noch immer eine Unzahl be-
festigter Checkpoints an den 
Straßen, wären noch immer 
Panzer- und Geschützrohre auf 
die Dörfer des Kosovo gerichtet. 
 
Wir müssen militärisch reakti-
onsfähig bleiben. Wir müssen 
militärisch einsatzfähig bleiben, 
weil nur damit die Zusage glaub-
würdig bleibt, dass das Risiko für 
ein Bündnismitglied auch als 
Risiko für alle Bündnismitglieder 
angesehen wird. Insofern ist 
militärische Reaktionsfähigkeit 
Kernelement des NATO-
Vertrages. Reaktionsfähigkeit 
heißt aber auch, angemessen 
modern ausgestattete und 
leistungsfähige Streitkräfte zu 
haben. Ein Gradmesser dafür ist 
der Anteil der Verteidigungsaus-
gaben für modernes Material. 
Deutschland steht heute mit 
einem Anteil von nur 12,9% 
des Verteidigungshaushaltes 
für Beschaffung modernen 
Materials an viertletzter Stelle 
im Bündnis. Hält dieser Zu-
stand noch lange an, ist eine 

Erosion der Leistungsfähigkeit 
programmiert. 
 
Hinzu kommt jedoch, dass die 
Gestalt der zukünftigen Risiken 
einen präventiven, ja pro-aktiven 
Politikansatz möglich macht, ihn 
sogar fordert. Die Risiken der 
Zukunft müssen zunächst poli-
tisch angegangen werden. Der 
Einsatz von militärischen Mitteln 
muss Ultima ratio bleiben. Aber 
es gilt auch heute noch das Wort 
von Friedrich dem Großen, dass 
Diplomatie ohne Streitkräfte 
wie ein Orchester ohne In-
strumente ist. Der Einsatz von 
diplomatischen Mitteln ist um so 
glaubwürdiger und nachhaltiger, 
je mehr dieser Einsatz mit Hand-
lungsoptionen untermauert wer-
den kann. Die Gespräche in 
Belgrad hätten zu nichts geführt, 
wäre da nicht das Damokles-
schwert des ACTORD gewesen, 
nämlich die gemeinsame Er-
mächtigung des Oberbefehlsha-
bers Waffen einzusetzen. Eine 
Option ist daher der Einsatz 
militärischer Gewalt. Wollen wir 
die Aufgabe des Krisenmana-
gements wirklich ernst nehmen, 
dann muss die Drohung mit mili-
tärischer Gewalt glaubhaft sein. 
Es war nicht zuletzt diese Dro-
hung, die im Kosovokonflikt Mi-
losevic dazu gezwungen hat, 
seine zur Unterdrückung der 
Bevölkerung dort eingesetzten 
Kräfte zurückzuziehen. Man-
chem mag dieser Entschei-
dungsprozeß zu langwierig vor-
gekommen sein. Andererseits ist 
es gut, dass die Nationen ringen, 
bevor sie sich entscheiden, Ge-
walt ohne Mandat des UN Si-
cherheitsrates anzuwenden. 
Dies kann nur die ultima ratio 
sein.  
 
Dass die NATO bereit ist, Streit-
kräfte für den Frieden einzuset-
zen, hat sie in Bosnien bewie-
sen. Wir müssen diesen Einsatz 
als Erfolg werten, aber wir müs-
sen uns auch eingestehen, dass 
wir zwar die Abwesenheit von 
Krieg erreicht haben, wir vom 
Frieden in dieser Region aber 
noch weit entfernt sind. Die 
NATO kann diesen Frieden nicht 
erzwingen, aber wir können und 
werden das sichere Umfeld 
schaffen, das zum Wiederaufbau 
gebraucht wird und das die 
Flüchtlinge wieder zur Rückkehr 
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ermutigen soll. Noch sind sich 
alle Beobachter einig, dass ein 
Abzug von SFOR ein Wiederauf-
flammen der Feindseligkeiten 
nach sich ziehen wird. Jeder in 
Bosnien muss aber wissen, dass 
wir einen neuen Krieg nicht zu-
lassen, dass wir die Mittel besit-
zen, jeden Griff zur Waffe zu 
verhindern und dass wir nicht 
zögern werden zu handeln. Des-
halb werden die NATO-Staaten 
in Bosnien militärisch präsent 
bleiben mit dem Ziel, einen sich 
selbst tragenden Friedenspro-
zess einzuleiten, mit dem dann 
Versöhnung und Wiederaufbau 
möglich werden. Dafür stehen 
wir in Bosnien, und daran arbei-
ten wir. Niemand soll jedoch 
glauben, wir könnten mit militäri-
schen Mitteln die Probleme lö-
sen, die sich in Jahrhunderten 
von Hass und Intoleranz aufge-
staut haben. Wir können für 
Ruhe und Ordnung, für ein si-
cheres Umfeld sorgen, aber wir 
brauchen vor jedem militärischen 
Einsatz ein klar definiertes politi-
sches Ziel. Was wir in beiden 
Fällen, Kosovo wie Bosnien, 
brauchen ist eine umfassende 
Strategie zur Stabilisierung und 
Demokratisierung des Balkans. 
Diese zu erarbeiten, kann nicht 
Sache der NATO sein. 
 
Die NATO wird auf absehbare 
Zeit als einzige Organisation in 
Europa in der Lage sein, unse-
rem Land, Europa und allen 
Ländern im NATO-
Vertragsgebiet Frieden zu erhal-
ten und Stabilität zu fördern, 
wenn es uns allen gelingt, den 
politischen Willen zu unterstüt-
zen, der diese Allianz wirksam 
erhalten will, wenn Amerikaner 
und Europäer auch weiterhin so 
solidarisch wie bisher zusammen 
stehen, und wenn Russland das 
Angebot der NATO zur Koopera-
tion in vollem Umfang annimmt. 
Auf dieser Basis sollte es mög-
lich sein, das sichere Umfeld für 
Weiterentwicklung und überfälli-
ge Reformen unserer Gesell-
schaft zu erhalten, den Risiken 
der Globalisierung zu begegnen 
und Globalisierung auch als 
Chance zu begrüßen. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Robert Greene: 
The 48 Laws of 
Power  
New York (Viking Penguin) 
1998, 452 Seiten, $24,95  
"Kein Buch in der Welt ist dem 
Politiker notwendiger als der 
Machiavelli!" Clausewitz’ Emp-
fehlung wurde in Deutschland 
gelegentlich beachtet. Nirgends 
aber wurde der große Florentiner 
sorgfältiger studiert als im engli-
schen Sprachraum: Englands 
König ließ den Verfasser der 
"Utopia" enthaupten. Ein Lord 
aber stiftete dem Autoren des 
"Principe" ein Denkmal in Flo-
renz. 
 
Robert Greenes glänzende Stu-
die über "48 Gesetze der Macht" 
belegt die fortdauernde Bedeu-
tung der Machiavelli-Rezeption 
jenseits des Atlantiks. Analyti-
sche Schärfe, praktische Ver-
wertbarkeit und ästhetische 
Präsentation machen das Buch 
zur Pflichtlektüre für politik- und 
machtbesessene Washingtoni-
ans, denn im politischen Raum, 
in dem Freund und Feind um 
Macht und Einfluss streiten, sind 
pragmatische Empfehlungen 
stets willkommen. Wer auf be-
währter Erfahrung beruhende 
Regeln im gesellschaftlichen 
Verkehr mit den Mächtigen mi-
ssachtet, riskiert Sanktionen. 
Wer sie sorgfältig befolgt, bleibt 
in der Gunst und steigt empor. 
 
Greenes Regeln lassen an 
Deutlichkeit nichts zu wün-
schen übrig: "Erscheine nie-
mals klüger als Dein Meister" 
oder: "Vertraue Deinen Freun-
den nicht zu sehr, bedien’ Dich 
Deiner Feinde". Auf den Kodex 
folgt die ausführliche Kommen-
tierung: Beispiele aus der Ge-
schichte bieten den Adepten 
Orientierungshilfe für eigenes 
Verhalten. Das Wechselspiel 

subtiler Täuschung und kontrol-
lierter Emotion kann beginnen. 
 
Für die politische Klasse des 
weltweiten Dorfs hat Robert 
Greene ein Hausbuch verfasst. 
Es bietet das Beste aus den 
Werken großer Meister: Neben 
Empfehlungen strategischer 
Denker wie Machiavelli, Sun-
tzu und Clausewitz tragen die 
Erkenntnisse von Staatsmän-
nern, Diplomaten und Höflingen 
zur Belehrung bei. Bismarck 
und Talleyrand, Castiglione 
und Gracian haben auch heute 
noch Politikern und ihren Mitar-
beitern, Aufsichtsratsmitgliedern 
und Vorstandsassistenten etwas 
zu sagen.  
Aber trotz der großen Namen, 
der eindrucksvollen Menge des 
ausgewerteten Materials und der 
überzeugenden Präsentation 
des Stoffes bleibt am Ende ein 
Gefühl des Unbehagens. Denn 
Greenes "Gesetzen der Macht" 
fehlt jener geistige Wertebe-
zug, der im "Principe" oder den 
"Discorsi" das natürliche 
Machtstreben ergänzt und leitet. 
Politische Empirie und kühles 
Interessenkalkül verbanden sich 
bei Machiavelli mit florentini-
schem Bürgerstolz und italieni-
schem Patriotismus. 
 
Bei Greene dagegen fehlt die 
klassische Einheit von analyti-
scher Distanz und echter poli-
tischer Leidenschaft. Seine "48 
Gesetze der Macht" reduzieren 
den politischen Verkehr auf das 
schiere Eigeninteresse. Sachlö-
sungskompetenz und projekt-
orientierter Gestaltungswille 
sind für ihn ebenso lästiger 
Ballast wie innere Bindungen 
an Menschen und Ideen. Inhal-
te und Personen werden zu be-
liebig auswechselbaren Instru-
menten des Machtgewinns: 
Greene führt seine Leser in Ver-
suchung, die Grenze zwischen 
pragmatischem Handeln und 
Nihilismus zu überschreiten. 
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THEMEN  

Die Bundeswehr 
und die Revoluti-
on in militärischen 
Angelegenheiten 
Von Joachim Rohde 
Stiftung für Wissenschaft und 
Politik, Ebenhausen 
 
Die Fernsehbilder von der Zer-
störung irakischer Ziele durch 
präzise Abstandswaffen und die 
geringen Verluste der Alliierten 
in diesem Krieg vermittelten der 
amerikanischen Öffentlichkeit 
den Eindruck, selbst umfangrei-
che militärische Kampfhandlun-
gen seien für die USA eine sau-
bere, verlustarme Angelegen-
heit. In der Einschätzung der 
breiten Öffentlichkeit war der 
Golfkrieg daher ein Krieg, in dem 
wesentliche Elemente einer Re-
volution in militärischen Angele-
genheiten (RMA) sichtbar wur-
den.  
 
Eine Revolution in militärischen 
Angelegenheiten ist in diesem 
Verständnis charakterisiert durch 
eine umfassende Änderung 
von Charakter und Durchfüh-
rung militärischer Operationen 
und damit des Kriegsbildes. 
Diese dramatischen Verände-
rungen resultieren aus der Kom-
bination von innovativen Anwen-
dungen neuer Technologien mit 
neuen operativen Konzepten 
und neuen Streitkräftestrukturen 
bzw. -organisationsformen. Die 
RMA hat also drei integrierte 
Bestandteile: neue Technolo-
gien, neue Einsatzkonzepte 
und neue Strukturen. 
 
Weniger kritische Protagonisten 
dieser Idee definieren die RMA 
auch als das Ende von Clause-
witz in zwei Punkten:  

• Erstens: der "fog of war" 
wird gelüftet. Friktionen - 
unvorgesehene Verände-
rungen im geplanten Ablauf 
von Operationen - werden 
ausgeschlossen. 

• Zweitens: Krieg wird zu 
einer Abfolge kalkulierbarer 
Schritte, damit zur Wissen-
schaft und ist somit nicht 
mehr "nur" Kunst. 

 
In Fachkreisen überwog demge-
genüber nach dem Golfkrieg 
eine kritische Einstellung. Die 
Erfahrungen hatten gezeigt, 
dass komplexe Technologien 
angesichts ihres enormen Unter-
stützungsbedarfs und der damit 
verbundenen hohen Kosten 
erhebliche Verwundbarkeiten 
schaffen. Für sie war der Golf-
krieg der letzte klassische 
Krieg, in dem vor allem auch 
die Nachteile moderner kom-
plexer Rüstungstechnik deut-
lich wurden. 
 
Bereits wenige Jahre nach dem 
Krieg hatten sich aber bereits 
diejenigen durchgesetzt, die den 
Golfkrieg als Prototyp für eine 
RMA-geprägte Kriegführung 
betrachteten. Eine solche Inter-
pretation des Kriegsgesche-
hens kam der Industrie zugu-
te, die ihre im Golfkrieg zur 
Leistungsschau gestellten 
Waffen exportieren wollte, 
ohne in diesem Unterfangen 
von allzu kritischen Bewer-
tungen der eigenen Systeme 
gestört zu werden.  
 
Es kam den Streitkräften zugu-
te, die endlich ihr Vietnam-
Trauma überwinden und ein 
neues Selbstbewusstsein ent-
wickeln konnten; und es er-
leichterte es der Politik, die 
innenpolitische Akzeptanz 
militärischer Interventionen 
sicherzustellen.  
 
Ausschlaggebend dafür, dass 
schließlich auch das Pentagon 
auf diesen Zug aufsprang und 
sich sogleich in den Führerstand 
begab, sind die Rahmenbedin-
gungen, mit der die politische 
und militärische Führung im 
Pentagon seit Anfang der 90er 
Jahre konfrontiert war. Hierzu 
gehörten vor allem die:  

• wachsende Forderung nach 
geringstmöglichen Verlusten 
und Kollateralschäden als 
Voraussetzung für die innen-
politische Akzeptanz des 
Streitkräfteeinsatzes (auch 
als Ergebnis des Golfkrieges) 

• weltweite Proliferation mo-
derner Technologien und 
Waffensysteme 

• Kostensteigerungen bei mo-
dernen Waffensystemen (in 

Europa z.B. nach amerikani-
schen Aussagen inflationsbe-
reinigt jährlich 10%, was ei-
ner Verdopplung der Kosten 
alle 7 Jahre gleichkommt) 

• drastischen Einbrüche im Be-
schaffungsetat (z.B. in den 
USA real 70% in den letzten 
10 Jahren) und die 

• vorherrschende Annahme, 
dass die USA als einzige ver-
bliebene Großmacht auch 
zukünftig in vielen Konflikten 
militärisch wird intervenieren 
müssen. 

Als weiteres Motiv für die Propa-
gierung einer Revolution in den 
militärischen Angelegenheiten 
durch die politische und militäri-
sche Führung des Pentagon 
kam das Rationalisierungspo-
tential hinzu, das die breite Ver-
wendung von Informationstech-
nologien in der freien Wirtschaft 
bereits deutlich gemacht hatte. 
Diese Beispiele versprachen 
eine erhebliche Steigerung der 
militärischen Wirksamkeit bei 
Einsatz erheblich geringerer 
Kräfte. Mit anderen Worten, die 
Verheißungen der Informations-
technologien ließen das US-Ver-
teidigungsministerium nach neu-
en Wegen suchen, wie das in-
ternationale militärische Enga-
gement der USA mit kleineren, 
aber schlagkräftigeren Streitkräf-
tekontingenten wahrgenommen 
werden konnte. Ein solcher Weg, 
das war der politischen Führung 
des Pentagon klar, würde eine 
umfassende Reform der Streit-
kräfte erfordern, die von oben 
initiiert und forciert werden muss. 
 
Aus diesem Grund fokussierte 
sie die interne Debatte auf die 
sogenannte RMA und die neuen 
Einsatzoptionen, die sich bei 
konsequenter Umsetzung dieser 
Revolution ergeben könnten. Als 
konzeptionellen Orientierungs-
rahmen für eine entsprechende 
Weiterentwicklung der US-
Streitkräfte entwickelt die militä-
rische Führung 1996 "Joint 
Vision 2010". Ergänzend konzi-
pierte das amerikanische Vertei-
digungsministerium auf der Ba-
sis dieser Vision eine komplexe 
langfristig angelegte Transfor-
mationsstrategie zur Ausrich-
tung der US-Streitkräfte auf die-
ses neue Kriegsbild. Teil dieses 
Unterfangens ist seit wenigen 



Januar 1999 • PMG Denkwürdigkeiten • Seite 11 
Jahren auch die so genannte 
"Revolution in Business Affairs", 
deren Propagierung deutlich 
machen soll, daß die RMA nur 
umzusetzen ist, wenn es zur 
drastischen Umstrukturierung 
der industriellen Basis und der 
Beschaffungspolitik kommt. 
 
Die Vision: Krieg im 21. 
Jahrhundert 
Joint Vision 2010 beschreibt, wie 
die USA im 21. Jahrhundert 
Krieg zu führen gedenken. Sie 
entwickelt dazu auf der Basis 
drastisch verbesserter Aufklä-
rungs- und Führungsfähigkeiten 
vier neue operative Leitideen: 
überlegene Beweglichkeit (mit 
weit verstreut dislozierten 
Kräften über große Entfernun-
gen hinweg Schwerpunkte 
bilden), präzise Bekämpfung 
(mit präzisem Feuer gegen 
gegnerische militärisch rele-
vante Ziele strategische Wir-
kung entfalten), voller Run-
dumschutz und bedarfsopti-
mierte Logistik. Die integrierte 
Umsetzung dieser Leitideen – 
entsprechend ausgerüstete, 
ausgebildete und strukturierte 
Streitkräfte vorausgesetzt – soll 
den USA die Fähigkeit verleihen, 
einen Gegner über das gesamte 
Spektrum potentieller militäri-
scher Operationen zu dominie-
ren. Full Spectrum Dominance 
ist also die angestrebte Schlüs-
selcharakteristik der US-Streit-
kräfte für das 21. Jahrhundert. 
 
Dabei wird davon ausgegangen, 
dass Verbesserungen in der 
Informationstechnik und die Ver-
netzung unterschiedlicher Sen-
sorsysteme mit Waffenplattfor-
men, Gefechtsständen und logis-
tischen Unterstützungskräften zu 
einer weitestgehenden Transpa-
renz des Gefechtsfeldes (ge-
nauer: überlegenen Kenntnis 
des Geschehens auf dem Ge-
fechtsfeld) und somit zu einer 
drastischen Verkürzung der Re-
aktionszeit führen werden. Letz-
tere wiederum wird eine Steige-
rung des Tempos militärischer 
Operationen erlauben und dazu 
beitragen, dass die USA nicht 
nur in der Lage sind, stets die 
Initiative zu ergreifen, sondern 
sie auch über den gesamten 
Konfliktverlauf zu behalten. 

Eine solche Transparenz des 
Gefechtsgeschehens erlaubt 
außerdem auch einen reduzier-
ten Kräfteansatz und gezieltes 
Feuer, beides Faktoren, die 
wiederum den Logistikauf-
wand erheblich reduzieren. 
 
Entscheidend für die Umsetzung 
dieser Vision ist die Reorganisa-
tion des eigenen Streitkräfte-
dispositivs. Denn der erhebliche 
Budgetdruck erzwingt den Ab-
bau von Redundanzen und die 
enge Vernetzung von Sensoren, 
Gefechtsständen und Waffen-
systemen auf dem Gefechtsfeld 
von morgen den Abbau von 
Inkompabilitäten in und zwischen 
den Teilstreitkräften. Beides ist 
nur durch eine nahtlose Integra-
tion der TSK-Fähigkeiten mög-
lich. Eine derartige Integration in 
der Durchführung militärischer 
Operationen erfordert institutio-
nelle, organisatorische, intellek-
tuelle und technische "Joint-
ness". Sie allein reicht aber nicht 
aus. Obwohl die US-Streitkräfte 
auch unilateral militärische Ent-
scheidungen herbeiführen könn-
ten, werden sie in nahezu allen 
zukünftigen Operationen mit 
Alliierten zusammenarbeiten. 
Daher muss die Interoperabilität 
mit Alliierten und Koalitionspart-
nern ebenfalls erheblich verbes-
sert werden.  
 
Die Kritik an der Vision 
Die Kritiker der RMA und ihrer in 
Joint Vision 2010 skizzierten 
amerikanischen Umsetzungsva-
riante setzen auf drei Ebenen 
an: den offensichtlich implizi-
ten technischen, den operati-
ven und den strategischen 
Annahmen. Die Kritiker an den 
technischen Annahmen über die 
Funktionssicherheit und den 
reduzierten Wartungsaufwand 
bei zukünftig noch komplexeren 
Systemen von Systemen ver-
weisen auf die gegenteiligen 
Erfahrungen beim Einsatz neuer 
Systeme in der Vergangenheit 
(inkl. Golfkrieg).  
 
Sie werfen die Frage auf, was 
die Protagonisten zu der An-
nahme berechtigt, dass eine 
weitere Zunahme der techni-
schen Komplexität mit einer 
Erhöhung der Funktionssi-
cherheit einhergeht. Die Kritik 

an den operativen Annahmen 
lautet ähnlich: die Operationen 
selbst werden komplexer, gleich-
zeitig sollen sie wesentlich stabi-
ler ablaufen, also unvorhergese-
hene Ablaufänderungen zukünf-
tig vermieden werden. Kritisch 
gesehen wird auch die Annahme 
einer weitestgehenden Transpa-
renz des Gefechtsfeldes.  
 
Wichtiger noch ist aber die 
Kritik an den strategischen 
Annahmen. Hier wird vor allem 
bemängelt, dass die gemäß 
Joint Vision konzipierten, organi-
sierten, strukturierten, ausgerüs-
teten und ausgebildeten US-
Streitkräfte für das in der Zukunft 
am häufigsten zu erwartende 
Konflikt- und Aufgabenspektrum 
von Streitkräften kaum geeignet 
seien. Wer in längeren Konflik-
ten geringerer Intensität in-
nerhalb und zwischen Staaten 
militärisch eingreifen will, 
muss die Fähigkeit zu länge-
ren und mitunter personalin-
tensiven Operationen besit-
zen. Dazu sind Streitkräfte, die 
mit Hilfe von RMA darauf op-
timiert sind, den militärischen 
Gegner vorwiegend mit Ab-
standswaffen schnell und ent-
scheidend auszuschalten und 
sich anschließend schnellst-
möglich wieder zurückzuzie-
hen, kaum geeignet. Mit ihnen 
ist auch die in diesem Aufgaben-
spektrum notwendige enge Ver-
zahnung von diplomatischen und 
militärischen Mitteln kaum mög-
lich. 
 
Bündnispolitische  
Forderungen 
Ausgangspunkt zur Bewertung 
der bündnispolitischen Heraus-
forderungen muss sein, dass die 
USA den Übergang von heutigen 
auf zukünftige RMA-optimierte 
Streitkräfte als einen langen 
Transformationsprozeß begrei-
fen, in dem es zahlreiche Inte-
roperabilitätsprobleme zwi-
schen bereits modernisierten 
US-Verbänden und den noch 
herkömmlichen Truppenteilen 
geben wird. Gleichzeitig messen 
sie der Interoperabilität mit Ver-
bündeten große Bedeutung bei. 
Daher wird es zahlreiche Einwir-
kungs- und Abstimmungsmög-
lichkeiten der Verbündeten ge-
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ben, und auch Optionen, sich im 
Bündniskontext an den US-
internen Maßnahmen zur Lö-
sung der Interoperabili-
tätsprobleme zu orientieren.  
 
Ein bündnispolitischer GAU, 
die technologische und kon-
zeptionelle Abkopplung der 
USA von ihren Bündnispart-
nern in der NATO, ist daher nur 
zu erwarten, wenn auf Seiten der 
Bündnispartner keine bzw. nur 
mangelhafte Anstrengungen 
unternommen werden, eine ent-
sprechende Adaption ihrer 
Streitkräftedispositive vorzu-
nehmen. Da für diese aber die-
selben Handlungszwänge be-
stehen, die schon die USA in die 
RMA-Richtung getrieben haben 
und diese erheblichen Druck auf 
die Europäer ausüben werden, 
ihnen zu folgen, ist ein solcher 
GAU relativ unwahrscheinlich.  
 
Die bündnispolitischen Heraus-
forderungen lassen sich an zwei 
Szenarien beschreiben: 
1. Die USA setzen die RMA 
um, die Europäer nicht. 
In diesem Szenario würde dies- 
und jenseits des Atlantiks für 
unterschiedliche Kriegsbilder 
geplant, organisiert, strukturiert 
und gerüstet. Entsprechend 
disparate Ablauforganisationen 
unterminieren das operative 
Zusammenwirken der Streitkräf-
te und damit die Bündniskohäsi-
on. 
 
Vergleichbar abträglich und für 
die Europäer politisch unakzep-
tabel wäre auch eine Arbeitstei-
lung, in der sie die potentiell 
verlustreichen Bodenoperationen 
übernehmen müssten, während 
die Amerikaner im wesentlichen 
die luft- und weltraumgestützten 
Führungs- und Führungsunter-
stützungsaufgaben wahrneh-
men. 
 
2. Die USA und die Europäer 
setzen RMA gemeinsam um. 
In diesem Szenario relativiert 
sich die militärische Bedeutung 
von Bündnispartnern u.U. den-
noch drastisch, weil die USA 
auch im Alleingang strategische 
Schläge führen könnten. Damit 
stellt sich die entscheidende 
Frage, ob sie politisch abhängig 
und auf ihre Partner angewiesen 
bleiben. 

 
Sollte dies der Fall sein, dürfte 
die Umsetzung einer RMA sogar 
eine Vertiefung der militärischen 
Integration erfordern. Die umfas-
sende Vernetzung von Senso-
ren, Gefechtsständen und Waf-
fensystemen führt zu einer dras-
tischen Beschleunigung der 
Entscheidungs- und Bekämp-
fungsabläufe. Dies lässt keinen 
Spielraum mehr für improvi-
sierte Lösungen von Interope-
rabilitätsproblemen, insbesonde-
re nicht im oberen Teil des Kon-
flikt- und damit Operationsspekt-
rums.  
 
Ziel westlicher Politik sollte es 
daher sein, mit der RMA ver-
bundene potentielle Interope-
rabilitätsprobleme im Vorfeld 
zu vermeiden. Kurz- bis mittel-
fristig bedeutet dies, sicherzu-
stellen, dass die erreichten 
Interoperabilitätsstandards in 
der NATO nicht durch Lösung 
der Interoperabilitätsprobleme 
zwischen den US-
Teilstreitkräften untergraben 
werden. Um zu verhindern, das 
amerikanische Jointness (Lö-
sung der Interoperabili-
tätsprobleme zwischen den US-
TSKs) auf Kosten von Combi-
nedness (Bewahrung der Intero-
perabilität innerhalb des Bünd-
nisses) hergestellt wird, werden 
vor allem die Europäer innerhalb 
der NATO initiativ werden müs-
sen. Dies betrifft kurz- bis mittel-
fristig vor allem die Entwicklung 
des amerikanischen C4ISR-
Backbones.  
 
Folgen für Deutschland 
Die Klärung der im Rahmen 
einer Wehrstrukturkommission 
zu untersuchenden Themenfel-
der wie das zukünftige Aufga-
benspektrum der BW, die Sen-
kung der Infrastrukturkosten und 
die Erhöhung des investiven 
Anteils etc. etc. wird bei konse-
quenter Umsetzung der RMA in 
den USA drängender. Hier wur-
de in den letzten Jahren viel Zeit 
vertan. Dabei ist die Bundeswehr 
von diesen Entwicklungen um so 
mehr betroffen, je stärker sie an 
ihrem ursprünglichen Aufgaben-
spektrum festhält. Gerade wer 
sich auf die Landes- und Bünd-
nisverteidigung und damit letzt-
lich auf größere konventionelle 

Kampfhandlungen hoher Intensi-
tät besonders konzentriert, wird 
vor der Herausforderung stehen, 
die auf diese Eventualfälle opti-
mierte Revolution (in den militä-
rischen Angelegenheiten) mit-
zumachen und nicht nur als Evo-
lution mitzukoppeln.  
 
Vor diesem Hintergrund ent-
stehen für die deutsche Politik 
aktuelle Handlungszwänge, 
weil die USA jetzt damit be-
ginnen, ihr C4ISR backbone 
aufzubauen. Um den ange-
sprochenen Interoperabili-
tätsproblemen vorzubeugen, 
sollte es deutsches Interesse 
sein, ein solches Führungs- 
und Information"rückgrat" als 
Bündnisinfrastruktur inner-
halb der NATO zu errichten.  
 
Bundeswehr im Brem-
serhäuschen? 
Um in dieser Hinsicht auf Bünd-
nisebene glaubhaft initiativ wer-
den zu können, müsste die Zu-
kunftsfähigkeit der Bundeswehr 
durch eine entsprechende Auf-
stockung der investiven Mittel 
und eine an der Umsetzung der 
RMA orientierte Modernisie-
rung in Ausrüstung, Konzepti-
on und Struktur zumindest 
ansatzweise sichtbar gemacht 
werden. Bündnisweit den Ein-
druck zu erwecken, man fühle 
sich innerhalb des RMA-Zuges 
im Bremserhäuschen besonders 
wohl, ist einer solchen Initiativrol-
le kaum förderlich. 
 
 
 

Die Revolution in 
militärischen An-
gelegenheiten: 
Der ewige Cha-
rakter des Krieges 
bleibt erhalten 
Von Dr. Holger Mey, Institut für 
Strategische Analysen, Bonn 
 
Manche meinen, in der heutigen 
Zeit eine Transformation des 
Militärischen in Richtung einer 
"globalen Zivilgesellschaft" 
erkennen zu können. Streitkräf-
te würden demnach nur noch 
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im internationalen Rahmen 
und eher als Polizeikräfte ein-
gesetzt. Doch Vorsicht: Straßen 
und Brücken bauen, Städte eva-
kuieren und neue anlegen, strei-
tende Nachbarn befrieden, Bür-
gerkriege schlichten und neue 
politische Verwaltungen aufbau-
en, all das konnten auch schon 
die Legionen des Augustus, 
ohne darüber ihre Kernfunktion 
zu vernachlässigen: Schlachten 
zu schlagen und zu gewinnen. 
Nicht alles, was einen neuen 
Namen trägt, ist auch neu. 
Über die strategische Relevanz 
einer militärischen Aufgabe ent-
scheidet die raue Wirklichkeit, 
nicht die akademische Diskussi-
on. 
 
Der Einsatz von Streitkräften ist 
stets, auch im Rahmen der neu-
en Aufgaben, ein politischer Akt 
sui generis mit unausweichlichen 
Merkmalen und Konsequenzen. 
Zu den natürlichen (konstituie-
renden) Eigenschaften der 
Streitkräfte gehört die Maxime, 
Gewalt mittels Gewalt zu bre-
chen. Man kann das durch die 
politisch vorgegebenen Einsatz-
regeln für die Streitkräfte ("Ru-
les of Engagement", ROEs) gra-
duell steuern, aber nur um den 
Preis eines sicheren Misserfol-
ges prinzipiell wegregeln. Ein 
Staat, der Streitkräfte einsetzt, 
muss auch den Willen haben, 
sich durchzusetzen; anderenfalls 
ist die politische Niederlage pro-
grammiert.  
 
Eine Handvoll High-
Tech-Krieger 
Ich komme nun auf die so ge-
nannte "Revolution in militäri-
schen Angelegenheiten" zu 
sprechen. Entlässt die Revoluti-
on, in diesem Fall die Revolution 
in militärischen Angelegenheiten 
ihre Kinder? Mit anderen Wor-
ten: Genügen in der Zukunft eine 
Handvoll High-Tech-Krieger, um 
jeden Konflikt in den Griff zu 
bekommen? 
 
Was wir in dieser Zeit der Um-
brüche jetzt vor allem brauchen, 
ist eine gründliche und umfas-
sende Analyse. Nicht nur weil 
nach alter Erfahrung derjenige 
wenigsten geistig an der Spitze 
des Fortschritts marschieren 
muss, der kein Geld für Handfes-

teres hat – so hat Guderian sei-
ne Panzerarmeen schon konzi-
piert, als die Reichswehr noch 
auf Fahrrädern übte –, nein, es 
wäre wohl auch noch zu früh, 
sich jetzt bereits auf weit in 
die Zukunft reichende Struktu-
ren und Systeme festzulegen. 
 
Selbst in den USA ist der 
Streit zwischen Evolutionären 
und Revolutionären noch 
längst nicht entschieden, und 
die Weltmacht USA weiß we-
nigstens ziemlich genau, für 
welche politisch-strategischen 
Zwecke sie ihre Streitkräfte 
künftig brauchen will. Die Defi-
nition strategischer Interessen 
und die Entwicklung eines militä-
rischen Konzeptes wäre aber 
das Wichtigste, bevor über den 
Zuschnitt der Streitkräfte befun-
den wird. Schließlich wollen wir 
keine Neuauflage der Tirpitz-
schen Hochseeflotte, die unse-
ren Altvorderen ein riesiges Rüs-
tungsprogramm bescherte mit 
einem ziemlich kläglichen strate-
gischen Ergebnis. 
 
Ein Maßanzug fürs eu-
ropäische Mittelgewicht 
Eines scheint klar zu sein: Wir 
brauchen Streitkräfte, die tech-
nisch auf der Höhe der Zeit sind, 
voll kompatibel mit denen unse-
res Hauptverbündeten USA, 
ohne zu deren Hilfstruppe zu 
degenerieren, die aber keines-
falls über die "All round"-
Fähigkeiten der Amerikaner 
verfügen können, und deswegen 
auch nicht deren Abziehbild sein 
dürfen. Wir brauchen einen 
Maßanzug für ein europäi-
sches Mittelgewicht. 
 
Das Thema Revolutionierung 
des Kriegsbildes ist einige 
grundlegende Gedanken Wert. 
Insbesondere die umfassende 
Einführung von Informations-
technologien wird oftmals in 
ihren Auswirkungen mit der 
Einführung des Panzers ver-
glichen. Beim genaueren Hin-
sehen ergibt sich jedoch ein 
etwas differenzierteres Bild: Bei 
der Panzertruppe waren nämlich 
nur die Umstände neu, nicht 
aber der Grundgedanke, d.h. die 
rasche raumgreifende Bewe-
gung, die ja bereits das Wesen 

der assyrischen Streitwagenge-
schwader und der Tausend-
schaften Dschingis Khans aus-
machte. 
 
Wenn hingegen alle Blütenträu-
me derer reiften, die insbesonde-
re die sprunghafte Entwicklung 
der Informationstechnologie 
vorhersagen, dann müssten wir 
den revolutionären Vergleich 
noch tiefer ansetzen, etwa bei 
der militärischen Nutzung eines 
völlig neuen Energieträgers, des 
Schießpulvers, die kräftig dazu 
beitrug, dass sich nicht nur das 
Militärwesen, sondern die ganze 
Staatenwelt veränderte. Denn 
seit Beginn einer rational-
empirischen Beschäftigung mit 
dem Thema Kriegführung galt 
fast als Axiom, dass die Infor-
mationen stets unvollständig 
und – so Clausewitz – meist 
falsch seien, und dass daher 
jede Operation ein Spiel mit 
dem Ungewissen sei, sozusa-
gen mit Fortuna als Partnerin. 
 
Der zufallslose, bere-
chenbare Krieg 
Mit den neuen Technologien 
gelänge es nun, so wird uns 
suggeriert, ein lückenloses La-
gebild, eine schattenlose 
Transparenz des Gefechtsfel-
des herzustellen. Der Zufall 
würde, wenn nicht eliminiert, so 
doch stark eingegrenzt, der Ver-
lauf einer Operation, ja eines 
Krieges berechenbar. 
 
Ich will das nicht einfach von der 
Hand weisen, bin aber doch 
skeptisch. Nicht nur, weil in der 
Kriegsgeschichte oftmals gerade 
dann, wenn solche Ideen beson-
ders en vogue waren, die Ent-
wicklung einen ganz anderen, 
überraschenden Verlauf nahm, 
sondern weil ich weder die aver-
sierte Perfektion erkennen, noch 
die Allmacht ihrer Wirkung ak-
zeptieren kann. Abgesehen von 
allen denkbaren Friktionen, die 
gerade bei der Anwendung von 
Hochtechnologie nie auszu-
schließen sind, entzieht sich 
ein wesentlicher Faktor jeder 
externen Aufklärung: die Ab-
sicht, der Wille des Gegners. 
 
Dass man selbst auf einem voll-
kommen transparenten Ge-
fechtsfeld, wo jede Figur und 
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jede Ecke jederzeit, d.h. in Echt-
zeit, bekannt ist, bittere Nieder-
lagen erleiden kann, weiß jeder 
Schachspieler. Mit anderen Wor-
ten – und dies verdeutlicht die 
Analogie zum Schachspiel: Auch 
die vollkommene Transparenz 
schützt nicht vor Überraschun-
gen. 
 
Der Faktor Mensch 
Schon bei der Lagefeststellung 
lässt sich der Faktor Mensch 
nicht ausklammern. Denn je 
kleiner und zahlreicher die Mo-
saiksteinchen sind, aus denen 
das Bild zusammengesetzt wer-
den muss, desto entscheidender 
kommt es auf die Beziehungen 
an, die ihnen unterstellt werden. 
Die Zahl der denkbaren Varian-
ten steigt dabei exponentiell, und 
irgendwann muss man sich für 
eine davon entscheiden und 
damit dem Irrtum eine Tür öff-
nen. 
 
Dazu kommen noch andere 
menschliche Eigenschaften, 
gegen die es jeder Computer 
schwer haben wird. In Cannae 
und Stalingrad, um nur diese 
Beispiele zu nennen, waren 
die Fakten vor und nach der 
Schlacht hinreichend bekannt. 
Erst wurden sie ignoriert oder 
zurecht interpretiert, danach 
kam jede Korrektur zu spät. 
Nichts spricht dafür, dass sich 
solches und anderes nicht heute 
und morgen wiederholen könnte. 
Fortuna wird ihre Nischen 
finden.  
 
Kein Zweifel, Militär und Krieg im 
21. Jahrhundert werden sich 
gegenüber heute drastisch ver-
ändern. Wir werden neue Diens-
te, Strukturen und Organisati-
onsformen bekommen, die Ver-
bände werden kleiner, schneller, 
wendiger sein, multifunktional 
und modular konstruiert. Selb-
ständige Operationen einzel-
ner Teilstreitkräfte wird es, 
wenn überhaupt, nur noch 
selten geben. Die Hierarchien 
flachen ab, und die Zahl der 
auf gleicher Ebene angesiedel-
ten und vernetzten Kompo-
nenten nimmt zu. 
 
Eine spannende, ja entschei-
dende Frage ist, ob die neuen 
Möglichkeiten der Technik ge-

nutzt werden, um die Kreativität 
der Führung durch konsequente 
Delegation von Verantwortung 
zu stärken, oder ob Politiker und 
militärische Spitzen der Versu-
chung erliegen, alles zentral 
steuern zu wollen bis hin zum 
Mikromanagement. Noch nie 
war es so leicht möglich, jedes 
einzelne Flugzeug und jede 
einzelne Kompanie direkt vom 
Kabinetts- oder Koalitions-
tisch aus zu dirigieren. Aber 
auch noch nie waren die Aus-
sichten größer, Hitlers Fehler 
auf einer höheren Ebene der 
Perfektion zu wiederholen. 
 
Doch selbst wer sich gegen das 
Beispiel des GröFaZ, des "größ-
ten Feldherrn aller Zeiten", im-
mun glaubt, sollte bedenken, 
dass die unbestreitbare Ver-
wundbarkeit moderner Kom-
munikationssysteme gegen 
"information warfare" logisch 
dazu zwingt, die Untergliederun-
gen autonom zu machen.  
 
Der Krieg wird mehr 
Formen haben 
Der Krieg selbst wird seine For-
men und Gestalten vervielfa-
chen. Ich verweise auf Tom 
Clancy, den Schrecken aller 
braven Schematiker. Wir müs-
sen uns eben auf alles gefasst 
machen, was irgendwie dazu 
geeignet ist, mit irgendeiner Art 
von Gewalt politische Ziele 
durchzusetzen. 
 
Es ist schon eine zynische Iro-
nie, mit der uns Mars seine Per-
spektiven zeigt: Kein Jahrhun-
dert vor uns hat den Krieg von 
so hoher moralischer Warte aus 
verurteilt und ihn als kriminelle 
Entgleisung aus dem Instrumen-
tarium des fortschrittlichen 
Staatsmannes verbannt. Gleich-
zeitig wurden in keinem Jahr-
hundert mehr Kriege geführt und 
keines war erfolgreicher darin, 
den Krieg seiner Höchstform an 
Gewalt und Zerstörungskraft 
anzunähern – Tendenz anhal-
tend. Trotz gegenteiliger Be-
kundungen zeigen wir im Ver-
gleich zu vorangegangenen 
Zivilisationen erstaunlich we-
nig Geschick, den Schrecken 
des Krieges zu bändigen. In 
unseren Kriegen sterben in-

zwischen regelmäßig mehr 
Zivilisten als Soldaten. 
 
Das Neue ersetzt 
nichts 
Mich interessiert nicht die Kultur-
kritik, sondern die Bestandsauf-
nahme, und aus der ziehe ich 
zwei Schlussfolgerungen: (1) Die 
Anwendung neuer Kriegsformen 
folgt ausschließlich utilitaristi-
schen Gesichtspunkten. Was 
nützt, wird gemacht. Die Neuen 
kommen daher nicht substitutiv, 
sondern additiv; d.h. neben "cy-
ber war" und strategischem Ter-
rorismus wird es weiter die Land-
Luftschlacht, den ABC-Krieg etc. 
geben. (2) Allen Formen ge-
meinsam als konstitutives Ele-
ment ist die Gewalt bis hin zur 
physischen Vernichtung, die nur 
in der Gegengewalt und im poli-
tischen Zweck ihre Grenzen 
findet. Der "Hitzedämon" muss 
nicht immer gleich auf der obers-
ten Sprosse der Leiter sitzen, 
aber der Weg dahin ist ihm stets 
offen, wenn nur einer der Kont-
rahenten das will. Daraus folgt 
unvermeidlich, dass der konse-
quentere und härtere Kämpfer 
stets im Vorteil gegenüber 
dem unentschlossen und 
halbherzigen ist. Mit hoher 
Wahrscheinlichkeit wird daher 
auch im Computerzeitalter der 
unblutige Krieg selten sein. 
 
Kein Krieg ohne Tote 
Auch der Augenschein wir-
kungsvoller Drohgebärden ohne 
Waffeneinsatz widerlegt meine 
These nicht, denn ohne die 
glaubwürdige Entschlossenheit 
und Fähigkeit zur Exekution 
bliebe die Geste so erfolglos wie 
die Bombendrohung mit einer 
Seifenblase. Krieg ohne Verlus-
te an Menschenleben wird 
eine Illusion bleiben, der 
Computer taugt ohne Kämpfer 
als Waffe so wenig wie im 
Zahlungsverkehr die Kredit-
karte ohne belastbares Konto. 
Und dann gibt es ja auch noch 
die Asymmetrie der Empfindlich-
keit: Nur ganz hochentwickelte 
Staaten und Gesellschaften sind 
gegenüber "cyber war" und "in-
formation warfare" anfällig. Dem 
Alten vom Berge und seiner 
Nachkommenschaft muss man 
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da schon handgreiflicher kom-
men.  
 
Wichtig in diesem Zusammen-
hang ist das jeweilige Kriegsbild. 
Der Krieg hat seit jeher einen 
Proteus-Charakter. Es kann 
tausendundeine Form anneh-
men, je nachdem, welche unter 
den gegebenen Verhältnissen 
gerade Erfolg verspricht. Seine 
einzige ihm eigene Konstante ist 
die Gewalt. Sie findet ihre natür-
liche Grenze nur in der Gegen-
gewalt oder im eigenen politi-
schen Zweck. Auch Clausewitz 
kannte sehr wohl das Gebot des 
Maßhaltens, aber nicht als belie-
big abrufbares, endogenes Prin-
zip des Krieges, sondern als 
Funktion seiner jeweiligen Rah-
menbedingungen. 
 
Jede bestimmte Form des Krie-
ges oder noch allgemeiner, des 
gewaltsam ausgetragenen Kon-
fliktes, ist der Ausdruck bestimm-
ter politischer, strategischer Um-
stände, mit denen sie steht, fällt 
oder sich ändert. Die Form ist 
also stets relativ oder temporär. 
Es gibt Umstände, die "klassi-
sche" Operationen erfordern, 
und andere, die die Grenze zur 
polizeilichen Aktion streifen. 
Allen gemeinsam ist die Gewalt, 
besser: deren optimale Anwen-
dung. 
 
Landnahme 
Neben der Gewalt verbindet 
noch ein zweites gemeinsames 
Element das bunte Allerlei in der 
Büchse der Pandora: die domi-
nierende Bedeutung des Territo-
riums. Zwar hat die Erdoberflä-
che als Operationsraum der 
Streitkräfte längst Konkurrenz 
bekommen durch die See, die 
Luft und neuerdings auch den 
Weltraum, aber sie bleibt für uns 
Landbewohner immer sui gene-
ris. Die strategische Entschei-
dung, bei einem voll ausge-
kämpften Krieg oft auch das 
letzte Gefecht, wird immer um 
einen terrestrischen Raum aus-
gefochten. Daran werden auch 
interkontinentale Reichweiten 
und orbitale Operationsbasen 
nichts ändern können. Denn als 
Objekt wie als Voraussetzung 
politischen Handelns ist das 
Land unersetzlich, als Träger 
wichtiger Ressourcen, als Wirt-

schaftsraum und vor allem als 
Staatsgebiet, d.h. als physische 
Grundlage eines Staatswesens, 
seiner Eigenständigkeit und 
Handlungsfähigkeit.  
 
Das bedeutet, dass auch die 
Kriege der Zukunft, wo und wo-
mit immer sie beginnen, irgend-
wann den Punkt erreichen, an 
dem es darum geht, Land, ein 
bestimmtes Stück Erdoberfläche, 
zu erobern, zu verteidigen oder 
zu kontrollieren. Streitkräfte 
müssen dazu fähig sein. Dies ist, 
neben der Gewalt der zweite 
perspektivische Festpunkt, der 
bei einer Neukonstruktion des 
Militärwesens im Auge zu behal-
ten wäre, mag sie auch sonst 
noch so revolutionär und an-
dersartig ausfallen. 
 
 
 
 
 
 
 
DEZEMBER 1998 
Präsidentschaft 
im Herbst 
"Dort, wo der Stoff des Lebens 
aus legalistischen Beziehungs-
geflechten gewoben wird, ent-
steht eine Atmosphäre geistiger 
Mediokrität, die die edelsten 
Antriebe des Menschen lähmt" 
(Alexander Solschenizyn, Har-
vard University, 1978): Für die 
politische Gesellschaft Washing-
tons steht die eskalierende Prä-
sidentschaftskrise im Mittelpunkt 
ermüdender Gespräche. Füh-
rende Senatoren zeigen sich 
intern tief besorgt über den Auto-
ritätsverlust des Präsidenten. 
 
Das Kapitol hört auf Meinungs-
umfragen und das Medienecho. 
Klare Positionen werden nicht 
bezogen. "Spin doctors" sorgen 
im Hintergrundgespräch für den 
richtigen Dreh. Ausgerichtet auf 
den permanenten Machtkampf 
innerhalb des Beltway, unter-
bricht diese Kunstform indirekter 
Kommunikation den Kontakt zur 
Öffentlichkeit außerhalb der 
Hauptstadt. Washington dreht 
sich um sich selbst im Kreis. 
 
Das internationale Umfeld wird 
von Experten mit zunehmender 

Sorge beobachtet. Zwar ist die 
Spannung um Zypern etwas 
abgeflaut. Aber in Russland und 
auf dem Balkan gibt es kaum 
Aussichten für eine Erfolg ver-
sprechende westliche Krisenprä-
vention. In Pakistan zerfallen 
politische, ökonomische und 
soziale Strukturen. Angesichts 
der Nuklearproliferation wächst 
die Besorgnis über die Entwick-
lung in Südasien. 
 
In dieser Lage erweisen sich die 
transatlantischen Beziehungen 
als stabilisierend. In der Admi-
nistration wird überlegt, auf ihrer 
Grundlage im ersten Halbjahr 
1999 unkontroverse Initiativen zu 
starten. Der NATO-Gipfel bietet 
eine gute Gelegenheit, die Füh-
rungsfähigkeit des Präsidenten 
öffentlichkeitswirksam darzustel-
len. 
Dennoch gilt für den Herbst 
1998: Der Zeithorizont in Wa-
shington bleibt durch die Präsi-
dentschaftskrise auf kurze Fris-
ten beschränkt. Die öffentliche 
Reaktion auf das 4-stündige 
Video der Präsidentenverneh-
mung ist wichtiger als langfristige 
Überlegungen zu Gestalt und 
Inhalt transatlantischer Partner-
schaft. Verbindet sich mit dieser 
geistigen Selbstbeschränkung 
eine wirtschaftliche Konjunktur-
abschwächung, und dafür gibt es 
erste Anzeichen, dann wird auf 
den Herbsteinbruch ein kalter 
Winter folgen. 
 
 

THEMEN  

Deutschland und 
Frankreich nach 
der Wahl: 
Der Motor stockt, 
doch es kann nur 
besser werden 
Von Dr. Ulrike Guerot 
SAIS, Washington 
 
In den vergangenen Wochen 
wurde viel über die Zukunft der 
deutsch-französischen Bezie-
hungen spekuliert. Einige Kom-
mentatoren prophezeiten schon 
ein Ende der Sonderbeziehun-
gen, die auf den Elysée-Vertrag 
von 1963 zurückgehen. Der 
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neue Bundeskanzler Gerhard 
Schröder stehe für eine neue 
Generation deutscher Politi-
ker, die nicht mehr durch den 
Zweiten Weltkrieg und die Not-
wendigkeit der Aussöhnung 
geprägt sei. Schröder werde 
eher einen "Blairistischen" An-
satz in der Wirtschaftspolitik 
verfolgen. Manche Aussagen 
Schröders erweckten den Ein-
druck, die neue Regierung könn-
te die Struktur ihrer Europapolitik 
verändern, den Akzent mehr auf 
"nationale Interessen" legen – 
beispielsweise bei der Frage des 
EU-Nettobeitrages. 
 
Doch die deutsch-französischen 
Beziehungen bleiben der ent-
scheidende Pfeiler sowohl für die 
Weiterentwicklung der Europäi-
schen Union als auch für die 
zukünftige Ausgestaltung des 
transatlantischen Verhältnisses. 
Noch immer gilt: Nichts in 
Europa geht voran ohne die 
deutsch-französische Koope-
ration.  
 
Die zunehmende Abhängigkeit 
beider Länder von einer funk-
tionsfähigen EU in allen Poli-
tikbereichen – Währungsunion, 
Wirtschaftspolitik, Asylfragen 
und Außenpolitik – könnte sogar 
dazu führen, die Beziehungen im 
alltäglichen Politik- und Ent-
scheidungsprozeß qualitativ zu 
verändern und dadurch zu stär-
ken. Dies will nicht unbedingt 
heißen, dass es nicht zu Span-
nungen kommen kann, die so-
gar in der ersten Zeit, in der sich 
die zwei Regierungen miteinan-
der vertraut machen müssen, zu 
erwarten sind.  
 
Aber ein kurzer Blick zurück 
zeigt, dass dies nicht ungewöhn-
lich wäre. Auch in der Mitterrand-
Ära begannen die deutsch-
französischen Beziehungen 
zunächst mit Spannungen, bevor 
aus den ihnen in den 80er Jah-
ren wieder der "Motor" der euro-
päischen Integration wurde. 
 
Eigentlich kann alles 
nur besser werden 
Eigentlich kann alles nur bes-
ser werden. Denn ungeachtet 
der vielfältigen Freund-
schaftserklärungen und der 

bemühten Rhetorik steckten 
und stecken die deutsch-
französischen Beziehungen 
spätestens seit dem Amster-
damer Vertrag vom Juni 1997 
in einer tiefen Krise.  
 
Spekulationen über ein mögli-
ches "Ausbalancieren" der 
deutsch-französischen Bezie-
hungen durch eine vertiefte Drei-
eckskooperation zwischen Paris-
London und Bonn/Berlin führen 
nicht weiter. Im Mittelpunkt sollte 
die Frage stehen, welche Vor-
aussetzungen erfüllt sein müs-
sen, um den Beziehungen neue 
Dynamik zu verleihen – und wie 
wahrscheinlich diese Vorausset-
zungen gegeben sein werden. 
 
Seit dem Elysee-Vertrag gab 
es zwei Ziele. Das erste war die 
Versöhnung zwischen zwei 
Völkern, die innerhalb von 100 
Jahren drei blutige Kriege aus-
gefochten hatten. Das zweite lag 
in der Funktion des Motors für 
die europäische Integration. 
Während es heute relativ leicht 
ist zu argumentieren, dass die 
erste Funktion sich ihrer Natur 
nach geändert hat, und das 
"Krieg-oder-Frieden-Motiv" für 
die Nachkriegsgeneration in 
beiden Staaten weniger unmit-
telbar eingänglich ist, so bleibt 
die zweite Zielsetzung unver-
mindert gültig.  
 
Die Selbstverständlichkeit  
freundschaftlicher Beziehungen 
begründet die Tatsache, dass es 
heute in der Tat weniger Perso-
nen gibt, die gleichsam "inkondi-
tionell" und um jeden Preis für ei-
ne Verständigung eintreten. Aber 
dies heißt nicht, dass auch die 
Motorrolle sich überholt hat. Im 
Gegenteil mag man die Auffas-
sung vertreten, dass gerade jene 
"Krieg-und Frieden"-Rhethorik in 
den vergangene Jahren die 
Tendenz eines Top-down-
Managements in den deutsch-
französischen Beziehungen 
verstärkt hat, an dem jeweils nur 
wenige Personen in beiden 
Staaten beteiligt waren. Dies, 
sowie die Tendenz einiger Per-
sonen, den Geist der deutsch-
französischen Beziehungen 
gleichsam persönlich zu verkör-
pern, hat oft dazu geführt, dass 
wichtige Meinungsunterschie-

de zwischen Deutschland und 
Frankreich übertüncht wurden.  
 
Zu einem mehr pragmatischen 
Bottom-up-Management zu 
gelangen will der französische 
Staatspräsident Jacques Chirac. 
Die Idee eines neuen Elysée-
Vertrags, die seit 1995 in der 
Diskussion ist, würde sicherlich 
eine Reihe komplexer Probleme 
aufwerfen, zumal dies die Büch-
se der Pandora, bestehend aus 
strukturellen Missverständnis-
sen, verschleierten Differenzen 
und uneingestandener Konkur-
renz in den deutsch-
französischen Beziehungen 
öffnen und sichtbar machen 
würde.  
 
Ein neuer Elysée-
Vertrag 
Dennoch ist die Grundidee 
eines neuen Elysée-Vertrags 
im Grunde die, aus einer "be-
sonderen" Beziehung eine 
"normale" zu machen, dabei 
jedoch einen qualitativen 
Sprung zu machen.  
 
Der auf Frankreich wie Deutsch-
land liegende Druck, in einem 
sehr engen Zeitrahmen konkrete 
Vorschläge für die Zukunft der 
europäischen Integration vor 
dem Hintergrund der EU-
Erweiterung zu machen, könnte 
schon bald eine neue Dynamik 
begründen, die die verschiede-
nen Ebenen der Regierungen 
auch die der Bürger einbezieht. 
Das könnte die schleichende 
Erosion der Beziehungen stop-
pen. 
 
Denn die vergangenen fünf 
Jahre waren Jahre der ver-
passten Gelegenheiten.  
 
Man könnte fast sagen, der 
Maastrichter Vertrag hat die 
öffentlichen Meinungen in 
beiden Ländern überfordert, 
und damit den Fortschritt un-
möglich gemacht. Das ist um 
so schlimmer, als der Maastrich-
ter Vertrag selbst, indem er die 
Währungsunion ohne begleiten-
de politische Strukturen vertrag-
lich vereinbarte, eigentlich nur 
ein halber Schritt war. Im Winter 
1993/94 haben Deutschland und 
Frankreich vielleicht die letzte 
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Chance versäumt, die Vertie-
fung der Union vor der dama-
ligen Norderweiterung durch-
zusetzen, in dem zumindest die 
pro-Integrationskreise auf die 
Weigerung des Europäischen 
Parlamentes setzten, der Nord-
erweiterung ohne vorhergehen-
de Reform der Institutionen zu-
zustimmen. Doch der Versuch 
schlug fehl, und der Europäi-
sche Rat im griechischen Io-
annina brachte nur eine nume-
rische Anpassung der Institu-
tionen.  
 
Obgleich zu diesem Zeitpunkt 
verschiedene deutsche und fran-
zösische Vorschläge über die 
Ausgestaltung der zukünftigen 
Union auf dem Tisch lagen, kam 
ein gemeinsamer Vorstoß nicht 
zustande. In diesem Zusam-
menhang war es dann kaum 
überraschend, dass die 1996 
beginnende Regierungskonfe-
renz, deren vorrangigstes Ziel 
eine Überarbeitung und Reform 
der Institutionen sein sollte, auf 
beiden Seiten mit einer Low-
profile-Strategie angegangen 
wurde, und diese mit dem Ams-
terdamer Vertrag vom Juni 1997 
auch nur mit einem mageren 
Ergebnis endete.  
 
Kein deutsches Eintre-
ten für die Mehrheits-
regel 
Die so genannte "Flexibilitäts-
klausel" mag man gerne als 
Glanzstück europäischer Rhe-
torik bezeichnen, aber die Ein-
schränkungen der Politikfel-
der, auf die sie anwendbar ist, 
machen ihre Effizienz zu ei-
nem Gutteil zunichte. Die ei-
gentliche Überraschung von 
Amsterdam lag in der Tatsache, 
dass Deutschland sich unerwar-
teterweise in der letzten Minute 
nicht mehr bereit zeigte, Mehr-
heitsabstimmungen im dritten 
Pfeiler, der Asyl- und Innenpoli-
tik, zuzustimmen, obgleich bis 
dato das Eintreten für mehr 
Mehrheitsabstimmungen das 
Wahrzeichen deutscher Europa-
politik gewesen ist.  
 
Deutschland erstmals 
im anderen Lager 

Es ist eine Ironie der Geschich-
te, dass zu dem Zeitpunkt, da 
Frankreich – in der Vergangen-
heit dafür bekannt, ein "starkes 
Europa" mit "schwachen Institu-
tionen" zu wollen – bereit war, 
einer Stärkung der Institutionen 
in Richtung politische Union 
zuzustimmen, Deutschland hier-
für nicht mehr bereit stand. In 
dem Moment, als Frankreich 
zusammen mit Italien und Bel-
gien ein Zusatzprotokoll über die 
notwendige Vertiefung zeichne-
te, stand Deutschland erstmalig 
im anderen Lager. 
 
Weder die deutsch-französische 
Initiative in der Kulturpolitik auf 
dem Weimarer Gipfel im Sep-
tember 1997 noch der gemein-
same "Brief von Nürnberg" über 
GASP-Themen und III. Pfeiler 
vom Dezember 1997, der im 
übrigen mehr eine Beschreibung 
des "acquis" denn ein Strategie-
papier für die Zukunft war, konn-
te über die Spannungen im 
deutsch-französischen Dialog 
hinwegtäuschen. Die letzte 
deutsch-französische Initiative 
vor dem Europäischen Gipfel in 
Cardiff im Juni1998 galt dem 
Subsidiaritätsprinzip – bewegte 
sich also eher vom Integrations-
ansatz weg – und in seiner To-
nalität stand dieses Dokument in 
einem fast krassen Gegensatz 
zu allem, was bisher insbe-
sondere deutsche Regierun-
gen an europapolitischen Vor-
lagen produziert hatten.  
 
Alle diese Versuche, den "Motor" 
in Schwung zu halten, konnten 
über eine tiefgreifende deutsch-
französische Differenz nicht 
hinwegkleistern, und diese betraf 
die fehlenden politischen Struk-
turen innerhalb des ersten Pfei-
lers, sprich der Währungsunion, 
eben jene Debatte, die die Fran-
zosen unter dem Stichwort 
"gouvernement économique" 
führten.  
 
Währungsunion und 
politische Union nicht 
zwei getrennte Dinge 
Der deutsche Trugschluss war 
es, fehlende politische Struk-
turen innerhalb der WWU 
durch Vorantreiben der politi-
schen Union in den beiden 

anderen Pfeilern kompensie-
ren zu wollen, als ob Wäh-
rungs- und Politische Union zwei 
getrennte Dinge seien, wo doch 
die Währungsunion im Grunde 
als solche bereits das Herzstück 
der politischen Union ist. So war 
das französische Hauptargu-
ment, nämlich dass die WWU 
zumindest ansatzweise Struktu-
ren der Transparenz und des 
politischen Managements bedür-
fe – z.B. der besseren Koordinie-
rung der nationalen Wirtschafts-
politiken –, und zwar allein 
schon, um die EZB davor zu 
bewahren, zum alleinigen Sün-
denbock für eine eventuelle Ver-
schlechterung der gesamtwirt-
schaftlichen Situation in Europa 
zu werden, in Deutschland 
schlichtweg inakzeptabel, da 
man damit gemeinhin eine Aus-
höhlung der Unabhängigkeit der 
Zentralbank assoziierte.  
 
Anders formuliert: der französi-
sche Wunsch, die WWU mit 
ansatzweise politischer Macht 
und vor allen Dingen Verantwor-
tung auszustatten, stieß in 
Deutschland auf taube Ohren: 
das Land, das einst der härteste 
Verfechter der politischen Union 
war, zeigte sich unwillig, diese 
Maxime auch auf das instituierte, 
ökonomische System der Euro-
päische Union anzuwenden, in 
dem wiederholt geäußert wurde, 
dass "Wirtschaftspolitik aus-
schließlich Sache der National-
staaten" sei.  
 
Zankapfel: Die Rolle 
des Staates in der 
Wirtschaft 
Etwas abstrakter ausgedrückt 
könnte man auch sagen, dass 
sich Deutschland und Frankreich 
nicht auf den Platz bzw. die Rol-
le des Staates in der Wirtschaft 
einigen konnten. Dieser Konflikt 
entlud sich dann besonders 
spannungsreich in den deutsch-
französischen Streitigkeiten um 
den Stabilitätspakt, wobei 
Frankreich prinzipiell die Idee 
dauerhafter finanzpolitischer 
Stabilität akzeptierte, sich jedoch 
gegen "automatische Sanktio-
nen" im Falle von haushaltspoli-
tischen Schwierigkeiten wandte. 
Diese Spannungen belasteten 
im Juni 1997 zunächst den 
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deutsch-französischen Gipfel in 
Poitiers wie auch den nachfol-
genden Europäischen Gipfel in 
Amsterdam. Und letzteres, ob-
gleich der Stabilitätspakt noch 
nicht einmal auf der Amsterda-
mer Tagesordnung stand, was 
nur noch deutlicher zeigt, dass 
wohl kaum ein Thema so sehr 
zur Belastungsprobe für die 
deutsch-französischen Bezie-
hungen geworden war, wie eben 
die Ausgestaltung der Wäh-
rungsunion. 
 
Die Mitte-Links-
Regierungen bestim-
men die Tendenz in 
Europa 
Nun ist es aber eine der wahr-
scheinlichsten Entwicklungen, 
dass die deutsche Position zur 
Währungsunion sich unter der 
neuen Regierung entwickeln 
bzw. verändern wird. Bundes-
kanzler Schröder hat anlässlich 
seines Paris-Besuches nur we-
nige Tage nach den Wahlen 
hervorgehoben, dass die natio-
nalen Wirtschaftspolitiken im 
Rahmen der Währungsunion 
mehr Koordinierung und tenden-
ziell sogar der Harmonisierung 
bedürften. Ebenso sprach er sich 
für eine gemeinsame Beschäfti-
gungsstrategie auf EU-Ebene 
aus. Oskar Lafontaine, der 
neue Finanzminister, hat sogar 
davon gesprochen, dass 
Deutschland – und Europa – 
einer expansiveren Geldpolitik 
bedürfe, und dass das europäi-
sche Problem eher die Deflation, 
nicht die Inflation sei. Somit hat 
sich der Ton in Deutschland in 
Sachen Wirtschaftspolitik deut-
lich geändert, und selbst Begriffe 
wie Nachfragepolitik sind nicht 
mehr tabu. 
 
Natürlich ist diesen Äußerungen 
eine gewisse rhetorische Pflicht-
übung anheimzustellen. Und 
natürlich könnte die neue Regie-
rung – vielleicht eher als ihr lieb 
ist – von den Realitäten bzw. 
Erwartungen, insbesondere der 
Finanzmärkte, eingeholt werden. 
Deutschlands Industrie- und 
Bankenmilieu wird eine 
Kehrtwende in der Geld- und 
Wirtschaftspolitik wohl kaum 
kampflos hinnehmen. Und 
natürlich ist die EZB unab-

hängig, und kann weder von der 
deutschen noch irgendeiner 
anderen europäischen Regie-
rung beeinflusst werden. Aber es 
ist auch ein Faktum, dass sich 
Geldpolitik nicht in einem politi-
schen Vakuum vollzieht, und die 
politische Realität in Europa ist 
eben, dass 13 von 15 Mitglieds-
staaten von Mitte-links bzw. 
Linksregierungen geführt wer-
den.  
 
Näher an Frankreichs 
Wirtschaftsdenken? 
In Paris interpretieren einige der 
politisch Verantwortlichen die 
neue deutsche Position als ein 
"Heranrücken" an das franzö-
sische Denken, und erwarten 
eine neue europäische Dynamik 
im Bereich der Wirtschaftspolitik, 
die auf einem stärkeren deutsch-
französischen Willen basieren 
könnte, flankierende wirtschafts-
politische Strategien im Rahmen 
der WWU voranzutreiben und 
durchzusetzen. Die jüngsten 
Vorschläge von Lionel Jospin, 
einen europäischen Kredit auf-
zunehmen, um die großen euro-
päischen Infrastrukturprojekte zu 
finanzieren, mit der Hoffnung, 
dass sich dies wachstums- und 
beschäftigungsfödernd auswirkt, 
zeigen auch in diese Richtung, 
die an die "Weißbuch"-
philosophie von Jacques De-
lors von 1993 anknüpft.  
 
Die Bandbreite einer besseren 
deutsch-französischen Verstän-
digung in Sachen WWU und 
ihrer (wirtschafts-)politschen 
Komponente umfasst auch die 
äußeren Aspekte der Wäh-
rungsunion, insbesondere die 
Darstellung Europas und des 
Euros nach außen. Die französi-
schen Vorschläge für das G7-
Treffen im Oktober 1998 – Stär-
kung des Euro 11-Rates als 
Repräsentanten des zukünftigen 
"Eurolandes" in internationalen 
Organisationen wie IMF oder G7 
– haben natürlich auch etwas mit 
dem Schweißen eines neuen 
Zusammengehörigkeitsge-
fühls, einer "politischen Einheit" 
zu tun, die einer politischen Uni-
on vorausgeht. Und während 
sich die letzte deutsche Regie-
rung auf dem informellen 
ECOFIN-Rat im September 1998 
den französischen Ideen einer 

Euro-Außenver-tretung durch 
den Euro-11 –Rat eher ableh-
nend gezeigt hat, könnte die 
neue Regierung auch hier ihre 
Position ändern. Und da sowohl 
die inneren wie die äußeren 
Aspekte der Währungsunion den 
Kern einer zukünftigen politi-
schen Union berühren, könnte 
eine bessere deutsch-franz-
ösische Verständigung in diesen 
zentralen Themen auch zum 
Hebel für eine (Wieder-) Annä-
herung in den übrigen europäi-
schen Politikfeldern werden.  
 
Behutsame Änderun-
gen, keine radikalen 
Wechsel 
Dies wird natürlich langsam von-
statten gehen, und eine radikale 
Änderung im deutsch-
französischen Vorgehen in Sa-
chen WWU steht nicht zu erwar-
ten. Beide Länder haben im 
übrigen Zeit, Änderungen behut-
sam vorzunehmen, da sowohl 
Frankreich als auch Deutschland 
bis zum Jahre 2002 "wahlfrei" 
und daher ohne wahltaktische 
Zwänge sind. So könnte der 
Schlüssel für einen neuen "Auf-
bruch" in den deutsch-
französischen Beziehungen 
durchaus in einer besser kon-
vergierenden Haltung hinsicht-
lich der Ausgestaltung der Wäh-
rungsunion liegen, zumal diese 
thematisch für die Politikgestal-
tung so breit gefächert ist, dass 
die Zivilgesellschaft, z.B. Ge-
werkschaften, Konsumenten, 
Arbeitgeberorganisatoren und 
andere Wirtschaftsakteure ge-
winnbringend einbezogen wer-
den können.  
 
Diese neue deutsch-franz-
ösische Dynamik im Bereich der 
WWU wird möglicherweise posi-
tive "spill-over"-Effekte für die 
anderen, stockenden EU-
Politikfelder freisetzen, insbe-
sondere was die drei großen 
Themenkomplexe – institutio-
nelle Reform, Erweiterung und 
Agenda 2000 – anbelangt, die 
natürlich eng zusammenhängen. 
Eines ist sicher, nämlich dass 
die voraussichtlich harten Ver-
handlungen über diesen The-
menkomplex entweder – wie in 
der Vergangenheit – durch eine 
deutsch-französische Initiative 
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"geknackt", sprich: als Gesamt-
paket geschnürt werden, oder 
aber alles bleibt blockiert.  
 
Frankreich und Deutschland 
haben es bereits im vergange-
nen Jahr versäumt, sich auf 
eine Art "Rat der Weisen" zu 
verständigen, dem man die 
Aufgabe hätte anvertrauen kön-
nen, eine Art "Blaupause" für die 
institutionelle und finanzielle 
Ausgestaltung der erweiterten 
Union zu skizzieren. Jetzt läuft 
die Zeit aus, da über die Agenda 
2000 – d.h. über den neuen 
Finanzrahmen der Union – noch 
vor Jahresfrist 1999 entschieden 
werden muss, und eine 
deutsch-französische Initiative 
ist notwendiger denn je. 
 
Frankreichs Sorgen 
Frankreich scheint dabei interes-
santerweise durchaus dazu be-
reit, ernsthafte Anstrengungen 
zu machen, um die deutsch-
französische Partnerschaft intakt 
zu halten. Möglicherweise gibt 
es in Paris doch die eine oder 
andere Sorge, Deutschland kön-
ne europapolitisch in Richtung 
Großbritannien abdriften. Der 
unerwartete und überra-
schende Zusammenschluss 
z.B. der Frankfurter mit der 
Londoner Börse im Sommer 
1998 wird gerne als Indiz dafür 
gesehen, dass Deutschland 
seine Europapolitik neu zu orien-
tieren gedenke. Wenn diese 
Sorge denn besteht, dann be-
steht auch der französische Wille 
zu beweisen, dass Frankreich 
auch in Zukunft Deutschlands 
bester und zuverlässigster Part-
ner sein wird.  
 
Die jüngsten Erklärungen des 
französischen Europaminister 
Moscovici zur Frage der EU-
Nettobeiträge, in der dieser ein-
räumt, dass Deutschland tat-
sächlich eine zu hohe Last zu 
tragen habe, waren ein erster 
Schritt, die französische Öf-
fentlichkeit auf eine höhere 
Beteiligung Frankreichs am 
EU-Budget einzustimmen. Es 
war auch ein klares Signal an die 
neue deutsche Regierung, dass 
Frankreich zu zusätzlichen fi-
nanziellen Anstrengungen bereit 
ist. Man mag dies damit erklären 
wollen, dass Frankreich, oftmals 

isoliert in EU-Politikfeldern wie 
GASP, NATO oder transatlanti-
sche Beziehungen, Deutsch-
land den Hof macht, um sich 
auf diese Art und Weise seine 
privilegierten Beziehungen zu 
Deutschland zu sichern, und 
diese noch unumkehrlicher zu 
machen, womit es Deutschland 
davon abhalten will, sich "an-
derweitig" nach Partnern umzu-
schauen.  
 
Deutschland muss als 
Zahlerland entlastet 
werden 
Aber Deutschland bedarf in der 
Tat des französischen Entge-
genkommens in der Nettozah-
lerdebatte, denn Frankreich wird, 
wenn auch nicht die einzige, so 
doch die wichtigste Variable 
sein, um einen neuen EU-
Finanzrahmen aufzusetzen, der 
Deutschland spürbar und nach-
haltig entlastet. Ansonsten steht 
Deutschland in dieser Frage 
eher alleine da, und kann nicht 
so sehr auf Verständnis oder gar 
Entgegenkommen der anderen 
Mitgliedstaaten setzen. Beide, 
Deutschland wie Frankreich, 
haben daher ein großes Interes-
se, eine Kompromisslösung über 
die Agenda 2000 zu verhandeln, 
die möglicherweise in der jewei-
ligen nationalen Perspektive als 
suboptimal erscheinen mag, in 
europäischer Perspektive jedoch 
als optimal gelten könnte.  
 
Verhandlungsspielräu-
me bei Agenda 2000 
und Osterweiterung 
Deutschland hat z.B. in der Fra-
ge der Gemeinsamen Agrarpo-
litik Verhandlungsspielräume, 
da die neue Regierung weniger 
abhängig von der Agrarlobby 
sein dürfte. Aber (finanzielle) 
französische Zugeständnisse 
werden ihren Preis haben, und 
dieser dürfte in einem klareren 
deutschen Bekenntnis zur Not-
wendigkeit institutionellen Re-
formen liegen, die in Amsterdam 
versäumt wurden. Frankreich 
scheint mehr als Deutschland 
entschieden, das Tempo der 
Osterweiterung von substanziel-
len Veränderungen und Verbes-
serungen des institutionellen 
Systems der EU abhängig zu 

machen, und wirkt bereits darauf 
hin, dass es schon beim nächs-
ten EU-Gipfel in Wien zu bin-
denden Ergebnissen kommt.  
 
Aber Deutschlands Interesse 
an der Osterweiterung ist un-
mittelbarer als das französi-
sche, und daher könnte in der 
Verknüpfung der Agenda 2000, 
insbesondere ihrer finanziellen 
Aspekte, mit der Frage der Er-
weiterung/Vertiefung durchaus 
der Schlüssel zu einer neuen 
deutsch-französischen Initiative 
liegen, an der beide Staaten ein 
vitales Interesse haben. Man 
mag dieses Argument noch um 
die Komponente der Eitelkeit 
bereichern, insofern davon aus-
gegangen werden kann, dass 
der neue deutsche Bundeskanz-
ler sicherlich bestrebt sein dürfte, 
eine dynamische deutsche Rats-
präsidentschaft zu gestalten, um 
seine eigene Autorität in Sachen 
Europapolitik zu bekräftigen. Der 
französische Wunsch, aus ähn-
lich gelagerten Motiven, ihm 
dabei entgegenzukommen, las-
sen die Spekulationen über ein 
Ende des deutsch-französischen 
Motors als verfrüht erscheinen.  
 
Heute zahlen, morgen 
ernten 
Natürlich stehen beiden Ländern 
große Schwierigkeiten bevor, die 
anstehenden europapolitischen 
Entscheidungen auf die unteren 
Ebenen der Politikgestaltung – 
die regionale und kommunale 
Entscheidungsebene – zu über-
tragen, und für die Bürger an-
sprechend darzustellen. Denn 
die Crux der Europapolitik 
liegt ja heutzutage zumeist 
gerade darin, dem Bürger un-
mittelbare und konkrete 
"short-term-costs" (z.B. die 
Finanzlast der EU) mit dem 
Versprechen auf eher vage 
"long-term-benefits" (z.B. die 
"Stabilisierung Osteuropas") 
akzeptabel zu machen: ein 
beschwerliches Unterfangen, 
wenn man gleichzeitig Wahl-
zwängen unterliegt. So ist das 
französische Parteiensystem, 
maßgeblich aufgrund europapoli-
tischen Dissens in fast allen 
Parteien, so gut wie festgefah-
ren, weswegen der Front Natio-
nal spätestens seit den letzten 
Parlamentswahlen 1997 in die 
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Rolle der Arbitrage-Macht 
schlüpfen konnte, und seither in 
der Lage ist, die Rückkehr der 
bürgerlich-rechten Parteien zur 
Regierungsmacht strukturell zu 
verhindern.  
 
Deutsche Länder eine 
europapolitische Op-
position 
In Deutschland hingegen hat das 
Fehlen von europapolitischen 
"Transmissionsriemen" dazu 
geführt, dass sich die Bundes-
länder, gestützt auf die Neufas-
sung von Art. 23 GG, mehr und 
mehr auf die Rolle einer horizon-
talen europapolitischen Opposi-
tion im bundesdeutschen politi-
schen System zu bewegen. In-
sofern ist die Idee, wie sie auch 
in den Chirac-Vorschlägen zum 
Ausdruck kommt, nämlich die 
deutsch-französische Kooperati-
on ganz pragmatisch auf alle 
Ebenen des tagtäglichen policy-
making und damit auch auf die 
verschiedenen politischen Ent-
scheidungsebenen auszudeh-
nen – z.B. durch regelmäßige, 
gemeinsame Parlamentsaus-
schusssitzungen anstatt pompös 
veranstalteter Gipfeltreffen – viel 
versprechend, und kann sich nur 
gewinnbringend auf die Bezie-
hungen auswirken. 
 
Zwei große Missver-
ständnisse:  
Frankreichs Rückkehr 
zu alter Größe und 
Deutschlands Wirt-
schaftsmacht 
In einer neuen Form des 
deutsch-französischen Dialogs 
liegt vor allen Dingen die Chan-
ce, dass ein neuer Blick auf die 
deutsch-französischen Bezie-
hungen wie auch ein neues "out-
fit" derselben dazu beiträgt, zwei 
der permanenten und reziproken 
Missverständnisse auszuräu-
men, die schon seit längerem 
das Verhältnis belasten. Was 
Deutschland anbelangt, so ist 
dies die schwelende Unterstel-
lung, dass Frankreich via sei-
ner Europapolitik lediglich den 
Weg zurück zur ehemaligen 
"politique de la grandeur" in 
der Außenpolitik zurückfinden 

will, indem es z.B. eine internati-
onale Rolle für den Euro und 
eine eigenständige Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungs-
identität anstrebt, wobei – in 
deutschen Augen – beides einen 
untergründigen anti-
amerikanischen Beigeschmack 
hat. Was Deutschland dabei oft 
nicht wahrhaben will, ist, dass 
sein eigenes Zögern, eine ge-
wisse Art von politischer Verant-
wortung in gesamteuropäischer 
Hinsicht auf sich zu nehmen, 
z.B. in Fragen der EU-Außen-
beziehungen, sei es in Fragen 
der GASP, oder aber der exter-
nen Aspekte der WWU, Europa 
in politischer Hinsicht natürlich 
schwächt. Europa kann nicht 
dauerhaft eine wirtschaftlicher 
Riese auf tönernen politischen 
Füßen bleiben. 
 
Frankreich unterliegt stets der 
Versuchung, Deutschland in 
seiner Wirtschaftskraft über-
zubewerten, und z.B. die Os-
terweiterung unter dem Blickwin-
kel zu betrachten, dass diese 
wirtschaftlich am meisten 
Deutschland nütze, Deutschland 
allerdings bestrebt sei, die finan-
ziellen Bürden derselben auf 
ganz Europa abzuladen. Frank-
reich wäre viel damit geholfen, 
wenn es in einer realistischeren 
Einschätzung damit beginnen 
würde, in Deutschland einen 
momentan eher wirtschaftlich 
wie politisch schwachen Partner 
zu erkennen, der nach den dra-
matischen Umwälzungen von 
1989/ 90 noch ohne klare innere 
Orientierung ist. Frankreich 
sollte sich eher ob eines 
schwachen, nicht eines star-
ken Deutschlands sorgen, 
denn nichts wird sich wirklich 
in Europa bewegen, wenn 
Deutschland unentschlossen 
ist. 
 
Frankreich und Deutschland 
haben beide eigentlich alles 
dabei zu gewinnen, ihre Ener-
gien zusammenzulegen, um die 
strukturellen Probleme zu über-
winden, mit denen beide zu 
kämpfen haben: wirtschaftliche 
und soziale Rigiditäten, hohe 
Arbeitslosigkeit und demogra-
phische Probleme mit den dazu-
gehörigen Folgen für die sozia-
len Sicherungssysteme, insbe-
sondere die Alterssicherung.  

 
Beide Länder wissen, dass diese 
Probleme aufgrund der wirt-
schaftlichen Interdependenz 
nicht mehr im nationalen Allein-
gang, sondern nur noch in einer 
neuen Form der pragmatischen, 
kontinuierlichen und alltäglichen 
Kooperation in allen Politikberei-
chen gelöst werden können. 
Beide wissen auch, dass inner-
halb wie auch außerhalb Euro-
pas das Überleben eines "euro-
päischen Modells", einer "be-
stimmten Idee von Europa" in 
wirtschaftlicher, sozialer und 
politischer Hinsicht, die vitale 
Interessen beider Länder ein-
schließt, im wesentlichen von 
der deutsch-französischen Part-
nerschaft abhängt. Dies alles 
mag letztlich Motivation genug 
sein, um den Tank wieder aufzu-
füllen, und den Motor erneut zum 
Laufen zu bringen. 
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